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Sachgebiet 53 


Vorblatt 


Achte Novelle zum Soldatenversorgungsgesetz 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Aufgrund der bisher gesammelten Erfahrungen hat es sich als 
notwendig erwiesen, die Versorgung der Soldaten auf Zeit, der 
Berufssoldaten, der wehrdienstbeschädigten Soldaten und ihrer 
Hinterbliebenen zu verbessern. 


B. Lösung 

Entsprechende Änderungen des Soldatenversorgungsgesetzes. 

Schwerpunkte sind insbesondere: 

Im Bereich 

1. der Zeitsoldatenversorgung 

— die Einbeziehung der Offiziere auf Zeit in die bislang nur 
Unteroffizieren und Mannschaften gewährte Berufsförde- 
rungi 

2. der Berufssoldatenversorgung 

— die Verbesserung der Ruhegehaltskala, 

— die Erhöhung des Höchstbetrages des einmaligen Aus- 
gleichs von 8 000 DM auf 12 000 DM, 

— die Einführung einer Berufsförderung für Strahlflugzeug- 
führer; 

3. der Beschädigtenversorgung 

— die Gewährung eines Sterbegeldes an Eltern wehrpflich- 
tiger Soldaten, die während des Wehrdienstverhältnisses 
an den Folgen einer Wehrdienstbeschädigung verstorben 
sind, 

— die Einbeziehung der Besatzungsmitglieder von U-Booten 
sowie der Helm- und Schwimmtaucher in die einmalige 
Unfallentschädigung. 
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C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 



(Millionen DM) 


1971 

1972 1973 1974 

ff. 

ca. 61,9 

56,1 56,5 58 

(Tendenz steigend) 


(Die Mehrkosten werden durch Umschichtung innerhalb des 
Plafonds des Einzelplans 14 gedeckt) 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. Januar 1971 

1/4 (II/3) — 37238 — So 11/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Achten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Verteidigung. 

Der Bvindesrat hat in seiner 358. Sitzung am 13. November 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Innern 

Genscher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Achten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 201), zuletzt geändert durch das . . . 
vom . . . (Bundesgesetzbl. IS... .), wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. § 4 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „in den Lauf- 
bahngruppen der Unteroffiziere und Mann- 
schaften" gestrichen. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Bundesminister der Verteidigung 
oder die von ihm bestimmte Behörde der 
Bundeswehrverwaltung kann auf Antrag 

1. die Teilnahme am allgemeinberuflicheii 
Unterricht aus dienstlichen Gründen be- 
reits vor Erreichen des nach Absatz 1 für 
die Durchführung vorgesehenen Zeitrau- 
mes zulassen, 

2. die Teilnahme am allgemeinberuflidien 
Unterricht über die Beendigung des 
Dienstverhältnisses hinaus um höchstens 
sechs Monate verlängern, wenn der An- 
spruch auf Teilnahme aus einem in der 
Person des Soldaten liegenden, von ihm 
aber nicht zu vertretenden Grunde nicht 
erfüllt werden konnte." 


2. § 5 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „in 
den Laufbahngruppen der Unteroffiziere und 
Mannschaften" und das Wort „eine" gestri- 
chen. 

b) Absatz 7 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Verlängerung darf einschließlich einer 
Verlängerung nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ein 
Jahr, im Falle der Entlassung wegen Dienst- 
unfähigkeit, die nicht auf eigenes grobes 
Verschulden zurückzuführen ist, nach einer 
Wehrdienstzeit von mehr als sieben Jahren 
zwei Jahre nicht übersteigen." 


c) Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

„(8) Das Nähere über die Antragstellung, 
den Beginn der Fachausbildung, den Über- 
gang in eine andere Fachausbildung, den 
Widerruf der Bewilligung einer Fachausbil- 
dung und die Kosten bestimmt die Bundes- 
regierung durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates." 


3. § 5 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Soldaten auf Zeit, die auf die Dauer 
von acht und mehr Jahren in dieses Dienst- 
verhältnis berufen worden sind, wird auf 
Antrag gewährt 

1. Teilnahme am allgemeinberuflichen Un- 
terricht an Stelle von Fachausbildung 
oder 

2. Fachausbildung an Stelle von Teilnahme 
am allgemein-beruflichen Unterricht." 

b) In Absatz 2 werden die Worte „in den Lauf- 
bahngruppen der Unteroffiziere und Mann- 
schaften" gestrichen. 


4. § 7 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Es sind rechtzeitig, auch bereits während 
der Wehrdienstzeit, die Maßnahmen einzu- 
leiten oder durchzuführen, die eine Arbeits- 
aufnahme im Anschluß an die Beendigung 
des Dienstverhältnisses oder der Fachaus- 
bildung ermöglichen." 


5. § 11 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Ubergangsgebührnisse werden in 
Monatsbeträgen wie die Dienstbezüge gezahlt. 
Beim Tode des Berechtigten ist der noch nicht 
ausgezahlte Betrag der Witwe, seinen leiblichen 
Abkömmlingen oder den an Kindes Statt ange- 
nommenen Kindern weiterzuzahlen. Sind An- 
spruchsberechtigte nach Satz 2 nicht vorhanden, 
so sind die Übergangsgebührnisse den Eltern 
oder Adoptiveltern weiterzuzahlen. Als Aus- 
nahme kann der Bundesminister der Verteidi- 
gung oder die von ihm bestimmte Behörde der 
Bundeswehrverwaltung die Zahlung auch in 
größeren Teilbeträgen oder in einer Summe 
zulassen," 
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6. § 12 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „in den Lauf- 
bahngruppen der Unteroffiziere und Mann- 
schaften" gestrichen. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „zwan- 
zig" durch das Wort „fünfzig" ersetzt. 

c) Absatz 6 wird gestrichen, die bisherigen 
Absätze 7 bis 9 werden Absätze 6 bis 8. 

d) Im neuen Absatz 7 werden die Worte 
„oder 5" gestrichen und folgender Satz 2 
angefügt: 

„Sind Anspruchsberechtigte nach Satz 1 nicht 
vorhanden, ist die Übergangsbeihilfe den 
Eltern oder Adoptiveltern zu gewähren." 

7. § 13 b erhält folgende Fassung: 

„§ 13 b 

Die nach den §§ 11 und 12 zustehenden Ver- 
sorgungsbezüge sind bei Soldaten auf Zeit, die 
ohne Dienstbezüge beurlaubt worden sind, um 
den Betrag zu kürzen, der dem Verhältnis der 
Zeit der Beurlaubung zur Gesamtdienstzeit (§ 2) 
entspricht. Die Kürzung entfällt, soweit die Be- 
rücksichtigung der Zeit der Beurlaubung allge- 
mein zugestanden ist. Satz 1 gilt auch für die 
Zeit eines unerlaubten schuldhaften Fernblei- 
bens vom Dienst unter Verlust der Dienstbe- 
züge oder des Wehrsoldes (§ 30 Abs. 2 des Sol- 
datengesetzes in Verbindung mit § 73 Abs. 2 
des Bundesbeamtengesetzes oder § 1 Abs. 4 
Satz 1 des Wehrsoldgesetzes)." 

8. § 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

„Der Beurlaubung ohne Dienstbezüge steht ein 
unerlaubtes schuldhaftes Fernbleiben vom 
Dienst unter Verlust der Dienstbezüge oder des 
Wehrsoldes gleich (§ 30 Abs. 2 des Soldaten- 
gesetzes in Verbindung mit § 73 Abs. 2 des 
Bundesbeamtengesetzes oder § 1 Abs. 4 Satz 1 
des Wehrsoldgesetzes)." 

9. § 26 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Ruhegehalt nach Absatz 1 wird für 
die Berufssoldaten erhöht, die wegen Über- 
schreitens der für ihren Dienstgrad festgesetz- 
ten besonderen Altersgrenze nach § 44 Abs. 2 
in Verbindung mit § 45 Abs. 2 Nr. 1, 2 Buch- 
staben a bis c und Nr. 4 des Soldatengesetzes in 
den Ruhestand versetzt werden. Die Erhöhung 
beträgt bei Eintritt in den Ruhestand nach Voll- 
endung des zweiundfünfzigsten Lebensjahres 
sechs vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge und vermindert sich bei späterem 
Eintritt in den Ruhestand mit' jedem weiteren 
vollendeten Lebensjahr um eins vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Das Ruhe- 
gehalt darf fünfundsiebzig vom Hundert der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht überstei- 
gen." 


10. § 38 erhält folgende Fassung: 

„§ 38 

Ein Berufssoldat, der vor Vollendung des 
fünfundsechzigsten Lebensjahres nach § 44 

Abs. 1 oder 2 des Soldatengesetzes in den Ruhe- 
stand getreten ist, erhält neben seinem Ruhe- 
gehalt einen einmaligen Ausgleich. Der Aus- 
gleich beträgt das Siebeneinhalbfache der 
Dienstbezüge des letzten Monats, jedoch nicht 
mehr als zwölftausend Deutsche Mark; dieser 
Höchstbetrag erhöht sich bei allgemeinen Erhö- 
hungen von Versorgungsbezügen jeweils um 
den Hundertsatz, um den sich die Versorgungs- 
bezüge erhöhen, deren Berechnung ein Grund- 
gehalt nicht zugrunde liegt. Der Betrag nach 
Satz 2 verringert sich um jeweils ein Fünftel 
mit jedem Dienstjahr, das über das vollendete 
sechzigste Lebensjahr hinaus geleistet wird. 
Der Ausgleich ist bei Eintritt in den Ruhestand 
in einer Summe auszuzahlen." 


11. Die Überschrift vor § 39 erhält folgende Fas- 
sung: 

„8. Berufsförderung der Berufssoldaten" 


12. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „nach § 9" 
gestrichen und folgender Satz 2 angefügt; 

„Satz 1 gilt entsprechend für einen Berufs- 
soldaten, dessen Dienstverhältnis wegen 
Überschreitens der für Offiziere in Verwen- 
dungen als Strahlflugzeugführer festgesetz- 
ten besonderen Altersgrenze nach § 44 
Abs. 2 in Verbindung mit § 45 Abs. 2 Nr. 3 
des Soldatengesetzes endet." 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Die §§ 4 bis 5 a und 7 gelten entspre- 
chend, für Berufsunteroffiziere auch die 
§§ 9 und 10." 

13. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 2 angefügt: 

„(2) Stirbt ein wehrpflichtiger Soldat wäh- 
rend des Wehrdienstverhältnisses an den 
Folgen einer Wehrdienstbeschädigung, so 
erhalten die Eltern oder Adoptiveltern, 
wenn sie mit dem Verstorbenen zur Zeit des 
Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben, ein Sterbegeld in Höhe von dreitau- 
send Deutsche Mark. Das Sterbegeld wird 
nicht gewährt, wenn eine einmalige Unfall- 
entsdiädigung nach § 63 zusteht." 

14. In § 44 Abs. 2 werden hinter den Worten „§ 11 

Abs. 5 Satz 2" die Worte „oder 3" eingefügt 
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und in dem folgenden Zitat die Zahl „8" durch 
die Zahl „ 1 “ ersetzt. 


15. In § 45 Abs. 1 Nr. 3 werden in dem Klammer- 
zitat hinter der Zahl „2" die Worte „und 3" 
angefügt. 


16. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „§§ 4, 
5 und 7" durch die Worte „§§ 4 bis 7" er- 
setzt. Hinter dem Wort „werden" wird das 
Komma durch einen Punkt ersetzt und der 
letzte Halbsatz gestrichen. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Einem Berufssoldaten, der vor Errei- 
chen der nach § 45 Abs. 1 des Soldatengeset- 
zes geltenden allgemeinen Altersgrenze in 
den Ruhestand getreten oder wegen Dienst- 
unfähigkeit entlassen worden ist, können 
auf Antrag einmalig die Leistungen nach 
den §§ 4 bis 7 des Bundesumzugskosten- 
gesetzes bewilligt werden, wenn zur Be- 
gründung eines neuen Berufes ein Umzug 
an einen anderen Ort als den bisherigen 
Wohnort erforderlich ist. Die Bewilligung 
ist nur zulässig, wenn der Umzug innerhalb 
von zwei Jahren nach Eintritt in den Ruhe- 
stand oder nach der Entlassung durchgeführt 
und Umzugskostenvergütung nach § 2 Abs. 2 
Nr. 3, Abs. 3 Nr. 4 und 5 des Bundesumzugs- 
kostengesetzes noch nicht gewährt worden 
ist. Entsprechendes gilt für einen ehemali- 
gen Soldaten auf Zeit, der einen Unterhalts- 
beitrag nach § 73 erhält, wenn er zum Zeit- 
punkt der Entlassung die nach § 45 Abs. 1 
des Soldatengesetzes für Berufssoldaten gel- 
tende allgemeine Altersgrenze noch nicht er- 
reicht hatte." 


17. § 63 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 werden in Nummer 8 das Wort 
„oder" durch ein Komma ersetzt, in Num- 
mer 9 nach den Worten „gepanzerten Land- 
fahrzeugen" ein Komma eingefügt, folgende 
Nummern 10 und 11 angefügt: 

„10. als ßesatzungsmitglied eines U-Bootes 
während des besonders gefährlichen 
Dienstes oder 

11. als Helm- oder Schwimmtaucher wäh- 
rend des besonders gefährlichen 
Tauchdienstes" 

und die Worte „Nummern 1 bis 9" durch die 
Worte „Nummern 1 bis 11" ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird in den Nummern 2, 4, 6 
und 8 jeweils die Zahl „9" durch die Zahl 
„11" ersetzt. 


18. § 66 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Zeit, während der ein Berufssoldat 
nach Vollendung des siebzehnten Lebensjahres 
vor seinem Eintritt in die Bundeswehr 

1. im Dienst öffentlich-rechtlicher Religions- 
gesellschaften oder ihrer Verbände (Arti- 
kel 140 des Grundgesetzes) oder im nicht- 
öffentlichen Schuldienst oder 

2. hauptberuflich im Dienst der Fraktionen des 
Bundestages oder der Landtage oder 

3. hauptberuflich im Dienst von kommunalen 
Spitzenverbänden tätig gewesen ist oder 

4. im öffentlichen Dienst eines anderen Staates 
gestanden hat, 

kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berück- 
sichtigt werden." 

19. In § 70 Abs. 2 werden die Worte „zu einem 
Drittel" durch die Worte „zur Hälfte" ersetzt. 

20. § 73 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 4 und 5 werden gestrichen. 

b) Die Absätze 6 bis 10 werden Absätze 4 
bis 8, in dem neuen Absatz 4 werden die 
Zahl „5" durch die Zahl „3", in den neuen 
Absätzen 5, 7 und 8 jeweils die Zahl „6" 
durch die Zahl „4" ersetzt. 

c) In dem neuen Absatz 6 werden in Satz 1 
die Worte „ , soweit in Absatz 4 nichts ande- 
res bestimmt ist" gestrichen. 

21. § 74 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Zahl „6" durch die 
Zahl „3" ersetzt. 

b) In Absatz 4 wird die Zahl „9" durch die 
Zahl „7" ersetzt. 

22. In § 79 a wird der Punkt nach Satz 2 durch ein 
Komma ersetzt und folgender Satzteil angefügt: 
„wenn sie bei einer Behörde eingestellt wer- 
den, die von dem Stellenvorbehalt nach § 10 
Abs. 1 und 2 erfaßt wird." 

23. Abschnitt I des Dritten Teils erhält folgende 
Überschrift: 

„Abschnitt I 

Versorgung beschädigter Soldaten nach 
Beendigung des Wehrdienstverhältnisses, 
gleichgestellter Zivilpersonen 
und ihrer Hinterbliebenen" 

24. § 80 erhält folgende Fassung: 

.§ 80 

Ein Soldat, der eine Wehrdienstbeschädigung 
erlitten hat, erhält nach Beendigung des Wehr- 
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dienstverhältnisses wegen der gesundheitlichen 
und wirtschaftlichen Folgen der Wehrdienst- 
beschädigung auf Antrag Versorgung in ent- 
sprechender Anwendung der Vorschriften des 
Bundesversorgungsgesetzes, soweit in diesem 
Gesetz nichts Abweichendes bestimmt ist. Ent- 
sprechend erhalten eine Zivilperson, die eine 
Wehrdienstbeschädigung erlitten hat, und die 
Hinterbliebenen eines Beschädigten auf Antrag 
Versorgung." 

25. § 81 erhält folgende Fassung: 

„§ 81 

(1) Wehrdienstbeschädigung ist eine gesund- 
heitliche Schädigung, die durch eine Wehr- 
dienstverrichtung, durch einen während der 
Ausübung des Wehrdienstes erlittenen Unfall 
oder durch die dem Wehrdienst eigentümlichen 
Verhältnisse herbeigeführt worden ist. 

(2) Eine Wehrdienstbeschädigung ist auch 
eine gesundheitliche Schädigung, die herbei- 
geführt worden ist durch 

1. einen Angriff auf den Soldaten wegen 

a) seines pflichtgemäßen dienstlichen Ver- 
haltens 

oder 

b) seiner Zugehörigkeit zur Bundeswehr, 

2. einen Unfall, den der Soldat oder ehemalige 
Soldat 

a) auf einem Hin- oder Rückweg erleidet, 
der notwendig ist, um wegen der Schädi- 
gungsfolgen eine Maßnahme der Heilbe- 
handlung, eine Badekur, Versehrten- 
leibesübungen als Gruppenbehandlung 
oder arbeits- und berufsfördernde Maß- 
nahmen nach '§ 26 des Bundesversor- 
gungsgesetzes durchzuführen oder um zur 
Aufklärung des Sachverhaltes persönlich 
zu erscheinen, sofern das Erscheinen an- 
geordnet ist, oder 

b) bei der Durchführung einer der in Buch- 
stabe a) aufgeführten Maßnahmen er- 
leidet. 

(3) Zum Wehrdienst im Sinne dieser Vor- 
schrift gehören auch 

1. das Erscheinen zur Feststellung der Wehr- 
tauglichkeit, zu einer Eignungsprüfung oder 
zur Wehrüberwachung auf Anordnung einer 
zuständigen Dienststelle, 

2. die Teilnahme an einer dienstlich angeord- 
neten Veranstaltung zur militärischen Fort- 
bildung, 

3. die mit dem Wehrdienst zusammenhängen- 
den Dienstreisen, Dienstgänge und die 
dienstliche Tätigkeit am Bestimmungsort, 

4. das Zurücklegen des mit dem Wehrdienst 
zusammenhängenden Weges nach und von 
der Dienststelle; das gilt auch für den Weg 


von und nach der ständigen Familienwoh- 
nung, wenn der Beschädigte wegen deren 
Entfernung vom Dienstort an diesem oder in 
dessen Nähe eine Unlerkunft hat, 

5. die Teilnahme eines Soldaten an dienstlichen 
V er anstaltungen. 

(4) Zur Anerkennung einer Gesundheits- 
störung als Folge einer Wehrdienstbeschädi- 
gung genügt die Wahrscheinlichkeit des ursäch- 
lichen Zusammenhangs. Wenn die zur Anerken- 
nung einer Gesundheitsstörung als Folge einer 
Wehrdienstbeschädigung erforderliche Wahr- 
scheinlichkeit nur deshalb nicht gegeben ist, 
weil über die Ursache des festgestellten Leidens 
in der medizinischen Wissenschaft Ungewißheit 
besteht, kann mit Zustimmung des Bundesmini- 
sters für Arbeit und Sozialordnung Versorgung 
in gleicher Weise wie für Folgen einer Wehr- 
dienstbeschädigung gewährt werden; die Zu- 
stimmung kann allgemein erteilt werden. 

(5) Eine vom Beschädigten absichtlich herbei- 
geführte gesundheitliche Schädigung gilt nicht 
als Wehrdienstbeschädigung." 


26. § 81 a wird gestrichen. 

27. § 83 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) § 60 des Bundesversorgungsgesetzes gilt 
mit der Maßgabe, daß die Versorgung nicht vor 
dem Tage beginnt, der auf den Tag der Beendi- 
gung des Dienstverhältnisses folgt, § 60 Abs. 1 
des Bundesversorgungsgesetzes auch mit der 
Maßgabe, daß die Versorgung mit dem bezeich- 
neten Tage beginnt, wenn der Erstantrag inner- 
halb eines Jahres nach Beendigung des Dienst- 
verhältnisses gestellt wird. Ist ein Soldat, dessen 
Hinterbliebenen Versorgung nach § 80 zu- 
stehen würde, verschollen, so beginnt die Hin- 
terbliebenenversorgung abweichend von § 61 
des Bundesversorgungsgesetzes frühestens mit 
dem Ersten des Monats, der auf den Monat 
folgt, in dem die Zahlung von Dienstbezügen 
oder Wehrsold endet." 


28. Abschnitt II des Dritten Teils erhält folgende 
Überschrift; 

„Abschnitt II 

Versorgung beschädigter Soldaten während des 
Wehrdienstverhältnisses und Sonder- 
vorschriften" 


29. § 85 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Trifft eine Wehrdienstbeschädigung 
mit einer Schädigung im Sinne des § 1 des 
Bundesversorgungsgesetzes oder eines Ge- 
setzes, das das Bundesversorgungsgesetz für 
anwendbar erklärt, zusammen, so ist die da- 
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durdi bedingte Gesamtminderung der Er- 
werbsfähigkeit festzustellen. Von dem sich 
daraus ergebenden Betrag des Ausgleichs ist 
ein Betrag in Höhe der Grundrente abzu- 
ziehen, die auf die Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit durch die Schädigung nach dem 
Bundesversorgungsgesetz oder des Gesetzes, 
das das Bundesversorgungsgesetz für an- 
wendbar erklärt, entfällt. Der Restbetrag ist 
als Ausgleich zu gewähren." 

b) In Absatz 3 werden die Worte 

„§ 81 a" durch die Worte „§ 81 Abs. 4 Satz 2" 
ersetzt. 

30. § 86 erhält folgende Fassung: 

„§ 86 

Sind bei einem während der Ausübung des 
Wehrdienstes erlittenen Unfall Kleidungsstücke 
oder andere Gegenstände, die der Beschädigte 
mit sich geführt hat, beschädigt oder zerstört 
worden oder abhanden gekommen, so kann da- 
für Ersatz geleistet werden. Sind durch die erste 
Hilfeleistung nach dem Unfall besondere Ko- 
sten entstanden, so ist dem Beschädigten der 
nachweisbar notwendige Aufwand zu ersetzen. 
§ 85 Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden." 

31. § 87 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister der Verteidigung führt 
die Versorgung nach dem Zweiten Teil 
dieses Gesetzes bei Behörden der Bundes- 
wehrverwaltung durch. " 

b) In Absatz 2 Satz 6 wird die Zahl „5" durch 
die Zahl „7" ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 wird nach dem Wort 
„gelten" der Satzteil „ , soweit es sich nicht 
um Angelegenheiten des § 41 Abs. 2 han- 
delt," eingefügt. 

32. § 88 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 3 werden durch folgende 
Absätze 1 bis 5 ersetzt: 

„(1) Der Bundesminister der Verteidigung 
führt die §§ 85 und 86 bei Behörden der 
Bundeswehrverwaltung durch. Im übrigen 
wird der Dritte Teil dieses Gesetzes von den 
zur Durchführung des Bundesversorgungs- 
gesetzes zuständigen Behörden im Auftrag 
des Bundes durchgeführt. 

(2) In Angelegenheiten des Absatzes 1 
Satz 2 ist zuständige oberste Bundesbehörde 
der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. Weisungen, die eine grundsätz- 
liche, über den Einzelfall hinausgehende Be- 
deutung haben, eine Versorgung nach § 81 


Abs. 4 Satz 2 oder einen Härteausgleich be- 
treffen, ergehen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Verteidigung. 

(3) In Angelegenheiten des Absatzes 1, so- 
weit die Beschädigtenversorgung nicht in der 
Gewährung von Leistungen der Kriegsopfer- 
fürsorge nach den §§ 25 bis 27 e des Bundes- 
versorgungsgesetzes besteht, und des § 41 
Abs. 2 ist das Gesetz über das Verwaltungs- 
verfahren der Kriegsopferversorgung ent- 
sprechend anzuwenden. Es gilt in Angele- 
genheiten des Absatzes 1 Satz 2 mit folgen- 
den Maßgaben: 

1. Für Personen, die ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt im Lande Berlin ha- 
ben, ist in Ermangelung einer nach § 3 
des Gesetzes über das Verwaltungsver- 
fahren der Kriegsopferversorgung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes begrün- 
deten Zuständigkeit die für die Kriegs- 
opferversorgung zuständige Verwaltungs- 
behörde oder Stelle örtlich zuständig, 
in deren Bezirk der letzte Wohnsitz 
oder gewöhnliche Aufenthalt des Antrag- 
stellers im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes gelegen hat. Ist ein solcher Wohn- 
sitz oder gewöhnlicher Aufenthalt nicht 
vorhanden, so tritt an dessen Stelle der 
Ort, zu dem der Beschädigte einberufen 
war. 

2. Für Personen, die als Soldaten dem Bun- 
desnachrichtendienst angehört haben, 
und ihre Hinterbliebenen ist die für die 
Kriegsopferversorgung zuständige Ver- 
waltungsbehörde oder Stelle örtlich zu- 
ständig, die für Versorgungsberechtigte 
mit Wohnsitz in Köln zuständig ist. 

Für Leistungen der Kriegsopferfürsorge nach 
den §§25 bis 27 e des Bundesversorgungs- 
gesetzes richtet sich die örtliche Zuständig- 
keit für Personen, die ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Lande Berlin 
haben, nach Satz 2 Nr. 1. 

(4) In Angelegenheiten des Absatzes 1, 
soweit die Beschädigtenversorgung nicht in 
der Gewährung von Leistungen der Kriegs- 
opferfürsorge nach den §§ 25 bis 27 e des 
Bundesversorgungsgesetzes besteht, und des 
§ 41 Abs. 2 sind die Vorschriften des Sozial- 
gerichtsgesetzes über das Vorverfahren ent- 
sprechend anzuwenden. Sie gelten in Ange- 
legenheiten des Absatzes 1 Satz 1 und des 
§ 41 Abs. 2 mit folgenden Maßgaben: 

1. Eines Vorverfahrens bedarf es auch dann, 
wenn der Verwaltungsakt vom Bundes- 
minister der Verteidigung erlassen wor- 
den ist. 

2. Den Widerspruchsbescheid erläßt der 
Bundesminister der Verteidigung. Er 
kann die Entscheidung für Fälle, in denen 
er den Verwaltungsakt nicht selbst er- 
lassen hat, durch allgemeine Anordnung 
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auf andere Behörden übertragen; die An- 
ordnung ist zu veröffentlichen. 

3. Bis zur Beendigung des Dienstverhältnis- 
ses sind die Vorschriften der Vvehrbe- 
schwerdeordnung anzuwenden; § 22 der 
Wehrbeschwerdeordnung gilt entspre- 
chend. 

(5) Bei Streitigkeiten in Angelegenheiten 
des Absatzes 1, soweit die Beschädigtenver- 
sorgung nicht in der Gewährung von Lei- 
stungen der Kriegsopferfürsorge nach den 
§§ 25 bis 27 e des Bundesversorgungsgeset- 
zes besteht, und des § 41 Abs. 2 ist der 
Rechtsweg vor den Gerichten der Soziaige- 
richtsbarkeit gegeben. Die Vorschriften des 
Sozialgerichtsgesetzes sind mit folgenden 
Maßgaben entsprechend anzuwenden: 

1. Für Personen, die ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt im Lande Berlin 
haben, ist Absatz 3 Satz 2 Nr. 1 entspre- 
chend anzuwenden. 

2. Uber Klagen von Personen, die als Sol- 
daten dem Bundesnachrichtendienst ange- 
hören oder angehört haben, und ihren 
Hinterbliebenen entscheidet das Bundes- 
sozialgericht im ersten und letzten Rechts- 
zug. 

3. Hat ein Gericht der Sozialgerichtsbarkeit 
in Angelegenheiten des Absatzes 1 Satz 1 
über die Frage einer Wehrdienstbeschä- 
digung und den ursächlichen Zusammen- 
hang einer Gesundheitsstörung mit einem 
Tatbestand des § 81 oder über das Vor- 
liegen einer Gesundheitsstörung im Sinne 
des § 81 Abs. 4 Satz 2 rechtskräftig ent- 
schieden, so ist diese Entscheidung inso- 
weit auch für eine auf derselben Ursache 
beruhenden Rechtsstreitigkeit über einen 
Anspruch nach § 80 verbindlich; in Ange- 
legenheiten des Absatzes 1 Satz 2 ist 
Halbsatz 1 entsprechend anzuwenden. 

In Angelegenheiten des Absatzes 1 Satz 1 
und des § 41 Abs. 2 gelten zusätzlich 
folgende Maßgaben: 

4. Ist für Angelegenheiten der Kriegsopfer- 
Versorgung das Land als Beteiligter am 
Verfahren bezeichnet, so tritt an seine 
Stelle die Bundesrepublik Deutschland. 

5. Die Bundesrepublik Deutschland wird 
durch den Bundesminister der Verteidi- 
gung vertreten. Dieser kann die Ver- 
tretung durch eine allgemeine Anord- 
nung anderen Behörden übertragen; die 
Anordnung ist im Bundesgesetzblatt zu 
veröffentlichen. " 

b) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden 
Absätze 6 und 7; die bisherigen Absätze 6 
bis 8 werden gestrichen. 

33. § 95 Abs. 2 wird gestrichen. 


Artikel 2 

§1 

Änderung der Wehrbeschwerdeordnung 

Die Wehrbeschwerdeordnung vom 23. Dezember 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1066), geändert durch das 
Gesetz zur Änderung der Wehrdisziplinarordnung 
vom 9. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 689), wird 
wie folgt geändert: 

§ 18 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„3) Hält das Truppendienstgericht die Zuständig- 
keit des Verwaltungsgerichts oder des Sozialgerichts 
für gegeben, verweist es die Sache an das zuständige 
Gericht. Die Entscheidung ist bindend."' 

§2 

Änderung des Ersatzdienstgesetzes 

Das Gesetz über den zivilen Ersatzdienst in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juli 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 983), zuletzt geändert durch 
das Zweite Gesetz über die Anpassung der Leistun- 
gen des Bundesversorgungsgesetzes vom 10. Juli 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1029), wird wie folgt 
ergänzt: 

1. § 35 wird folgender neuer Absatz 7 angefügt; 

„(7) Stirbt ein Dienstpflichtiger während des 
Dienstverhältnisses an den Folgen einer Ersatz- 
dienstbeschädigung, so erhalten die Eltern oder 
Adoptiveltern, wenn sie mit dem Verstorbenen 
zur Zeit des Todes in häuslicher Gemeinschaft 
gelebt haben, ein Sterbegeld in Höhe von drei- 
tausend Deutsche Mark." 

2. In § 50 Satz 2 werden die Worte „bis 6 und 8" 
durch die Worte „bis 7" ersetzt. 

Artikel 3 

übergangsvorsdiriften 

§ 1 

(1) Soldaten auf Zeit in der Laufbahngruppe der 
Offiziere, die auf Grund einer vor der Verkündung 
dieses Gesetzes abgegebenen Verpflichtungserklä- 
rung in ihr Dienstverhältnis berufen worden sind, 
erhalten auf Antrag an Stelle der Berufsförderung 
(§§ 4, 5 und 5 a) die Ubergangsbeihilfe nach § 12 
Abs. 6 des Soldatenversorgungsgesetzes in der bis 
zum Inkrafttreten des Artikels 1 Nr. 6 Buchstaben a 
und c geltenden Fassung. 

(2) Scheiden Soldaten auf Zeit in der Laufbahn- 
gruppe der Offiziere nach Inkrafttreten des Arti- 
kels 1 Nr. 6 Buchstaben a und c mit Anspruch auf 
Leistungen nach den §§ 4, 5 und 5 a des Soldaten- 
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Versorgungsgesetzes aus, so sind bei Anwendung 
der Ubergangsvorschriften 

nadi Artikel II Abs. 2 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes vom 
6. August 1964 in der Fassung des Artikels 9 des 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Wehrpflidit- 
gesetzes vom 26. März 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 162) für die Berechnung des Erhöhungsbetrages 
und 

nach Artikel 11 § 2 Abs. 2 des Finanzänderungs- 
gesetzes 1967 vom 21. Dezember 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1259) für die Berechnung der Über- 
gangsbeihilfe 

die Sätze nach § 12 Abs. 2 des Soldatenversorgungs- 
gesetzes zugrunde zu legen. Das gilt nicht, wenn auf 
Antrag die erhöhte Übergangsbeihilfe nach Absatz 1 
gewährt wird. 

§2 

Soldaten auf Zeit, die vor dem Inkrafttreten des 
Artikels 1 Nr. 6 Buchstabe b einen Eingliederungs- 
schein oder Zulassungsschein in Anspruch genom- 
men haben, erhalten auf Antrag die Übergangs- 
beihilfe in der nach Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe b 
zustehenden Höhe. 

§3 

Artikel 1 Nr. 11 gilt auch für die Berufssoldaten, 
deren Dienstverhältnis bereits vor Inkrafttreten 
dieser Vorschrift wegen Überschreitens der für 
Offiziere in der Verwendung als Strahlflugzeugfüh- 
rer festgesetzten besonderen Altersgrenze gemäß 
§ 44 Abs. 2 in Verbindung mit § 45 Abs. 2 Nr. 3 des 
Soldatengesetzes geendet hat. 

§4 

Für die bis zum Inkrafttreten des Artikels 1 Nr. 32 
vor den Verwaltungsgerichten anhängig gewordenen 


Verfahren verbleibt es bei der bisherigen Zuständig- 
keit. 

Artikel4 ♦ 

Neufassung des Gesetzes 

Der Bundesminister der Verteidigung wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Soldatenversorgungs- 
gesetzes unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch dieses Gesetz bekanntzumachen, dabei die 
Paragraphenfolge zu ändern und Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen. 


Artikel 5 

Inkrafttreten 


Es treten in Kraft: 

1. Artikel 1 Nr. 22 mit Wirkung vom 31. Dezember 
1969, 

2. Artikel 1 Nr. 10 mit Wirkung vom 1. März 1970, 

3. Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 2 Buchstabe a, 
Nr. 3, Nr. 6 Buchstaben a und c, Nr. 11, 12, 21 
Buchstabe a, Nr. 31 bis 33, Artikel 2 § 1 sowie 
Artikel 3 §§ 1, 3 und 4 am Ersten des vierten 
Monats, der auf die Verkündung folgt, 

4. Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b, Nr. 2 Buchstabe b 
und c, Nr. 4 und 5, Nr. 6 Buchstabe b und d, Nr. 7 
bis 9, Nr. 13 bis 20, Nr. 21 Buchstabe b, Nr. 23 
bis 30, Artikel 2 § 2, Artikel 3 § 2 sowie Artikel 4 
am Ersten des auf die Verkündung folgenden 
Monats. 
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Begründung 


Allgemeines 

Eine erneute Änderung des Soldatenversorgungs- 
gesetzes ist notwendig, um es der Entwicklung des 
übrigen Soldatenrechts anzupassen und den bei der 
Anwendung des Gesetzes gesammelten praktischen 
Erfahrungen Rechnung zu tragen. Der Entwurf ver- 
folgt das Ziel, Schwächen in der Versorgung der Sol- 
daten auf Zeit, der Berufssoldaten, der wehrdienst- 
beschädigten Soldaten und ihrer Hinterbliebenen in 
angemessener und vertretbarer Weise zu beseitigen, 
ohne das ausgewogene System der Versorgungslei- 
stungen zu verändern. 

Auf dem Gebiet der Zeitsoldatenversorgung sieht 
der Entwurf eine Ausdehnung der Berufsförderung 
(allgemeinberuflicher Unterricht und Fachausbil- 
dung), wie sie bislang nur Unteroffizieren und 
Mannschaften gewährt wird, auf Offiziere auf Zeit 
vor. Diese erhalten nach der bisherigen Konzeption 
des Soldatenversorgungsgesetzes anstelle der Be- 
rufsförderung eine erhöhte Übergangsbeihilfe, die 
ihnen die Finanzierung ihrer Berufsausbildung, z. B. 
eines Studiums, ermöglichen soll. Der Gesetzgeber 
ist bei dieser Regelung davon ausgegangen, daß 
Offiziere auf Zeit regelmäßig das Abitur abgelegt 
haben. Die Praxis hat jedoch gezeigt, daß Abiturien- 
ten nur kurze Verpflichtungszeiten — kaum über 
drei Jahre hinaus — eingehen. Offiziere auf Zeit 
mit längeren Verpflichtungszeiten haben in der 
Regel die mittlere Reife und eine Berufsausbildung. 
Die Verhältnisse sind insofern denen bei Unteroffi- 
zieren und Mannschaften vergleichbar. Den Offizie- 
ren auf Zeit können in Anbetracht dieses Bildungs- 
standes mit einer Berufsförderung wesentlich bes- 
sere Möglichkeiten für ein Fortkommen in ihrem 
späteren Zivilberuf eröffnet werden, als es z. Z. 
durch die Gewährung von erhöhten Geldleistungen 
geschieht. Außerdem sollen die Eltern eines ver- 
storbenen Soldaten in den für die Weiterzahlung 
der Ubergangsgebührnisse und die Gewährung der 
Ubergangsbeihilfe nach geltendem Recht berechtig- 
ten Personenkreis einbezogen werden, falls andere 
Hinterbliebene nicht vorhanden sind. 

Im Bereich der Berufssoldatenversorgung ist die 
wesentlichste Änderung die Neugestaltung der 
Ruhegehaltskala des § 26 Abs. 2 SVG. Bereits die 
jetzige Regelung des § 26 SVG geht von dem Prin- 
zip aus, daß es jedem Berufssoldaten — wie ande- 
ren Staatsdienern — bei normaler Gestaltung seiner 
Laufbahn möglich sein müsse, das Höchstruhegehalt 
zu erreichen, selbst wenn ihn der Dienstherr auf 
Grund der besonderen Altersgrenzenregelung ver- 
hältnismäßig früh in den Ruhestand versetzt. In der 
Praxis hat sich jedoch gezeigt, daß der für die Erlan- 
gung des Höchstruhegehalts in § 26 Abs. 2 SVG vor- 
gesehene Zeitraum zu knapp bemessen ist. Durch die 
im Entwurf vorgesehene Lösung eines nach dem 


Lebensalter gestaffelten Zuschlags zum Vomhun- 
dertsatz der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge soll er- 
reicht werden, daß zwischen dem Erreichen des 
Höchstruhegehaltsatzes und der Zurruhesetzung im 
Normalfall ein angemessener Spielraum besteht. 
Darüber hinaus sollen bei den Reservisten der ehe- 
maligen Wehrmacht bisher aufgetretene Härten durch 
die Anhebung der anrechenbaren Übergangszeit 
nach § 70 Abs. 2 SVG von einem Drittel auf die 
Hälfte weitgehend beseitigt werden. 

Die vorgesehene Änderung des § 38 SVG soll die 
Berechnung des Ausgleichs der bisherigen Einkom- 
mensentwicklung anpassen und ihn für die Zukunft 
dynamisch gestalten. 

Der Entwurf berücksichtigt die besondere Situation 
der Berufssoldaten in Verwendungen als Strahl- 
flugzeugführer durch Gewährung einer Berufsför- 
derung im Umfang bis zu 4 Jahren. Diese Leistun- 
gen reichen aus, um den Strahlflugzeugführern den 
Übergang in hochqualifizierte Zivilberufe zu ermög- 
lichen, und stellen zugleich ein angemessenes und 
volkswirtschaftlich erwünschtes Äquivalent dafür 
dar, daß dieser Personenkreis im Regelfall ein Ruhe- 
gehalt in Höhe von 55 v. H. der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge erreicht. 

Auf dem Gebiet der Beschädigtenversorgung hat es 
sich als notwendig erwiesen, die Leistungen für 
junge kinderlose Witwen zu verbessern. Sie sollen 
künftig in Härtefällen — die Änderung wird aus 
gesetzestechnischen Gründen in einem besonderen 
Gesetz vorgenommen — die volle Beschädigtenver- 
sorgung (Ausgleichsrente und Schadensausgleich) 
erhalten. 

Desgleichen soll die Versorgung der Eltern wehr- 
pflichtiger Soldaten, die an den Folgen einer Wehr- 
dienstbeschädigung verstorben sind, durch Gewäh- 
rung eines Sterbegeldes verbessert werden. Dieser 
Anspruch, für den die Bundeswehrverwaltung auch 
nach Beendigung des Wehrdienstverhältnisses zu- 
ständig bleibt, wird in § 41 Abs. 2 SVG geregelt. 

Ferner sieht der Entwurf als wesentliche verfahrens- 
rechtliche Änderung im Bereich der Beschädigten- 
versorgung im Interesse einer Vereinheitlichung und 
Vereinfachung die Eröffnung des Rechtsweges vor 
den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit für alle An- 
sprüche nach dem Dritten Teil des Soldatenversor- 
gungsgesetzes vor, d. h. auch für Ansprüche nach 
§§ 85 und 86 SVG, für die bislang der Rechtsweg vor 
den Verwaltungsgerichten vorgeschrieben war. 

Die Gewährung einer Umzugskostenvergütung nach 
der Sondervorschrift des § 62 SVG soll für die ehe- 
maligen Soldaten auf Zeit mit einer Verpflichtungs- 
zeit von vier und mehr Jahren und für ehemalige 
Berufssoldaten mit einem Anspruch auf Fachausbil- 
dung oder berufliche Fortbildung, Umschulung oder 
Ausbildung auf Grund des Zweiten oder Dritten 
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Teils des Soldatenversorgungsgesetzes sowie für 
die Soldaten im Ruhestand unter gleichzeitiger Lei- 
stungsverbesserung erleichtert werden. 

Schließlich soll die Sondervorschrift des § 63 SVG 
über die einmalige Unfallentschädigung für solche 
Soldaten, die einer besonderen, über die allgemei- 
nen Gefahren des Wehrdienstes hinausgehenden 
Gefährdung unterliegen, auf die Besatzungen von 
U-Booten sowie Helm- und Schwimmtaucher ausge- 
dehnt werden, um der technischen Entwicklung und 
den bisherigen Erfahrungen Rechnung zu tragen. 


Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Nummer 1 Buchstabe a 

Durch die Streichung soll der bisherige Ausschluß 
der Offiziere auf Zeit von der Teilnahme am allge- 
meinberuflichen Unterricht beseitigt werden. Sie 
sollen nunmehr anstelle einer erhöhten Ubergangs- 
beihilfe als Berufsförderung die bisher für Unter- 
offiziere und Mannschaften vorgesehenen Leistun- 
gen erhalten, nämlich allgemeinberuflichen Unter- 
richt und Fachausbildung (siehe auch Änderungen 
unter Nummer 2 Buchstabe a, Nummer 3 und Num- 
mer 6 Buchstaben a und c). 

Nummer 1 Buchstabe b 

Im Rahmen der Neufassung des § 4 Abs. 3 wird die 
zusätzliche Möglichkeit geschaffen, die Erfüllung 
des Anspruchs auf Teilnahme am allgemeinberuf- 
lichen Unterricht bereits früher als am Ende der 
Dienstzeit zuzulassen, wenn dienstliche Gründe dies 
erfordern. Das wäre z. B. der Fall, wenn die weitere 
Verwendung eines Soldaten auch von dem Erwerb 
einer bestimmten Bildungsvoraussetzung abhängig 
gemacht werden muß. 

Nummer 2 Buchstabe a 

Durch die Streichung wird der Ausschluß der Offi- 
ziere auf Zeit von der Teilnahme an der Fachaus- 
bildung (siehe auch Nummer 1 Buchstabe a) besei- 
tigt. Durch Streichung des Wortes „eine'" wird klar- 
gestellt, daß die Fachausbildung auch in mehreren 
Teilabschnitten durchgeführt werden kann. 

Nummer 2 Buchstabe b 

Der in § 4 begründete Anspruch auf Teilnahme am 
allgemeinberuflichen Unterricht soll im letzten bzw. 
in den letzten eineinhalb Dienstjahren erfüllt wer- 
den. Soweit Soldaten wegen Dienstunfähigkeit vor- 
zeitig entlassen werden müssen (§ 55 Abs. 2 des 
Soldatengesetzes), steht ihnen der für die Durch- 
führung vorgesehene Zeitraum regelmäßig nicht zur 
Verfügung. Da wegen der zwingend vorgeschriebe- 
nen Entlassung auch eine Dienstzeitverlängerung 
ausscheidet, kann der Anspruch in diesen Fällen 
nicht erfüllt werden. Durch die vorgesehene Verlän- 
gerung der Teilnahme an der Fachausbildung soll 
für diese Soldaten, soweit sie den nach § 4 Abs. 1 
Nr. 1 vorgesehenen Förderungszeitraum bereits er- 


reicht oder überschritten haben, ein Ausgleich für 
den entgangenen Unterrichtsanspruch gewährt wer- 
den. Dem Zweck der Ermächtigung entsprechend 
soll eine Verlängerung immer insoweit erfolgen, als 
der Zeitraum nach § 5 Abs. 5 für die Teilnahme am 
allgemeinberuflichen Unterricht (Tausch nach § 5 a 
Abs. 1 Nr. 1 SVG) verbraucht wird. 

Nummer 2 Buchstabe c 

In der Neufassung wird die Kostenregelung .in die 
Ermächtigung einbezogen. Die Höhe der für die 
Fachausbildung aufwendbaren Kosten soll künftig 
nicht mehr in den Verwaltungsvorschriften, sondern 
durch Rechtsverordnung bestimmt werden. Die 
Kostenbegrenzung bedarf wegen ihrer Auswirkung 
einer gesetzlichen Grundlage. Die Ermächtigung soll 
außerdem die Antragstellung erfassen, die im ein- 
zelnen in der Rechtsverordnung geregelt wird. 

Nummer 3 

Die Neufassung des Absatzes 1 ist wegen der Er- 
weiterung des Zeitraumes der Verlängerungsmög- 
lichkeit in § 5 Abs. 7 des Soldatenversorgungsgeset- 
zes (Nummer 2 Buchstabe b) für die wegen Dienst- 
unfähigkeit ausscheidenden Soldaten erforderlich. 
Bei ihnen tritt an die Stelle einer „weiteren" Teil- 
nahme die erstmalige Teilnahme am allgemeinberuf- 
lichen Unterricht. 

Gleichzeitig werden durch die Streichung in den 
Absätzen 1 und 2 Offiziere auf Zeit hinsichtlich des 
Tauschrechts den Unteroffizieren und Mannschaften 
gleichgestellt. 

Nummer 4 

Die Änderung stellt klar, daß die Soldaten durch 
allgemeine und fachberufliche Maßnahmen auch 
bereits während der Dienstzeit auf den Besuch der 
Bundeswehrfachschule und die Durchführung der 
Fachausbildung vorbereitet werden können. 

Nummer 5 

Durch die Neufassung werden die Eltern bzw. die 
Adoptiveltern in den anspruchsberechtigten Perso- 
nenkreis aufgenommen. Die Einbeziehung der 
Eltern bei ledigen Soldaten ist gerechtfertigt, weil 
sie erfahrungsgemäß in einer Vielzahl von Fällen 
für Verpflichtungen des Verstorbenen aufkommen, 
die dieser in Erwartung der noch zustehenden Uber- 
gangsgebührnisse eingegangen ist. Auch im Hinblick 
auf die Aufwendungen der Eltern aus Anlaß der Be- 
stattung erscheint die Änderung begründet. 

Nummer 6 Buchstaben a und c 

Durch die Streichungen wird die besondere Uber- 
gangsbeihilfe für Offiziere auf Zeit beseitigt, die 
Ubergangsbeihilfe ist nunmehr für alle Soldaten auf 
Zeit gleich hoch. Die Erhöhung bei den Offizieren 
auf Zeit ist nach Begründung des Anspruchs auf 
Berufsförderung nicht mehr gerechtfertigt. 

Nummer 6 Buchstabe b 

Der bei der Schaffung des SVG im Jahre 1957 be- 
stimmte Kürzungsbetrag von 80 v. H. ist im Hin- 
blick auf die allgemeine Entwicklung auf dem 
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Arbeitsmarkt und auf die personalwirtschaftlichen 
Verhältnisse im öffentlichen Dienst überholt und 
nicht mehr vertretbar. Bei den allgemein bestehen- 
den Möglichkeiten des Eintritts in den öffent- 
lichen Dienst ist die durch den Eingliederungs- oder 
Zulassungsschein gebotene Einstellungshilfe mit 
50 V. H. der zustehenden Übergangsbeihilfe ange- 
messen und ausreichend berücksichtigt. 

Nummer 6 Buchstabe d 

Auch hier ist wie bei der Weiterzahlung der Über- 
gangsgebührnisse (Nummer 5) im Falle des Todes 
die Einbeziehung der Eltern und Adoptiveltern in 
den anspruchsberechtigten Personenkreis gerecht- 
fertigt. Nach den bisherigen Erfahrungen müssen die 
Eltern häufig für die Verpflichtungen des verstor- 
benen Sohnes eintreten, die dieser im Hinblick auf 
die zu erwartende Übergangsbeihilfe eingegangen 
ist (Bürgschaft, Abtretung). Bei den hier in Frage 
kommenden ledigen Soldaten gibt es gleiche oder 
ähnliche wirtschaftliche Beziehungen zu den Eltern, 
wie sie bei Witwen und Waisen zu der Begründung 
des Anspruchs auf den bis zum Tode erdienten Teil 
der Übergangsbeihilfe geführt hat. Weiter entste- 
hen auch hier den Eltern aus Anlaß des Todes in 
unterschiedlicher Höhe, jedoch nahezu regelmäßig, 
besondere Kosten, die weder durch die Beihilfevor- 
schriften (für Soldaten nach dem Bestattungserlaß) 
noch durch die Gewährung von Sterbegeld abge- 
deckt werden. 

Nummer 1 

Die bestehende Regelung über die Nichtberücksich- 
tigung von Zeiten einer nicht allgemein zugestan- 
denen Beurlaubung unter Fortfall der Dienstbezüge 
oder eines schuldhaften unerlaubten Fernbleibens 
vom Dienst unter Verlust der Dienstbezüge oder 
des Wehrsoldes führt wegen der Staffelung der 
Dienstzeitversorgung der Soldaten auf Zeit zu 
finanziellen Einbußen, deren Höhe im Verhältnis 
zur Gesamtversorgung nicht dem Verhältnis der 
Dauer der Beurlaubung zu der Gesamtdienstzeit ent- 
spricht. Durch die mit der Neufassung verbundenen 
Änderungen soll eine angemessene Relation zwi- 
schen den bei der Versorgung nicht berücksichti- 
gungsfähigen Zeiten und dem Verlust an Versorgung 
hergestellt werden. Außerdem wird die bisher in der 
Verwaltungsvorschrift vorgenommene Gleichstellung 
eines Fernbleibens vom Dienst in das Gesetz auf- 
genommen, da in verschiedenen Streitverfahren die 
Zulässigkeit der Regelung in der Vwv von den 
Gerichten bestritten worden ist. 

Nummer 8 

Die Ergänzung dient der Klarstellung, daß Zeiten 
eines unerlaubten schuldhaften Fernbleibens vom 
Dienst nicht ruhegehaltfähig sind (vgl. auch Satz 3 
der Begründung zu Nummer 7). 

Nummer 9 

Abweichend von der bisherigen Bestimmung des 
§ 26 Abs. 2 sieht diese Vorschrift eine Erhöhung des 
Vomhundertsatzes für die Berufssoldaten vor, die 
wegen Überschreitens der für ihren Dienstgrad fest- 
gesetzten besonderen Altersgrenze in den Ruhe- 


stand versetzt werden. Sie trägt damit den Beson- 
derheiten des Berufssoldatenverhältnisses Rech- 
nung, die darin bestehen, daß der Berufssoldat auf 
Grund der für ihn geltenden Altersgrenzen früher 
in den Ruhestand versetzt wird als ein Beamter. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Mehrzahl der Be- 
rufssoldaten nach der bestehenden Regelung das 
Höchstruhegehalt von 75 v. H. der ruhegehaltfähi- 
gen Dienstbezüge nicht erreicht. Die bisherige Rege- 
lung des § 26 Abs. 2 geht von dem Normalfall aus, 
daß ein Soldat mit 20 Lebensjahren in die Bundes- 
wehr eintritt und frühestens mit 52 Lebensjahren 
auf Grund der besonderen Altersgrenzen in den 
Ruhestand versetzt wird. Dieser Sodat erreicht auf 
Grund der bestehenden Regelung 75 v. H. der ruhe- 
gehaltfähigen Dienstbezüge. Tritt der Soldat aber 
infolge Verzögerung seiner Schul- oder Berufsaus- 
bildung erst nach Vollendung des 21. Lebensjahres 
in die Bundeswehr ein, so kann er das Höchstruhe- 
gehalt nicht mehr erreichen. 

Die vorgesehene Regelung wirkt sich so aus, daß 
der Soldat, der auf Grund der Altersgrenze bereits 
im 52. Lebensjahr ausscheiden muß, den höchsten 
Zuschlag erhält und daß sich dieser Zuschlag mit 
jedem weiteren Lebensjahr, in dem der Soldat im 
Dienst verbleibt, verringert. Hierdurch wird be- 
wirkt, daß auch der Soldat, der bis zum 23. Lebens- 
jahr in die Bundeswehr eintritt, das Höchstruhe- 
gehalt erreicht. 

Nummer 10 

Der nach der jetzigen Regelung des § 38 SVG auf 
8000 DM begrenzte Höchstbetrag des einmaligen 
Ausgleichs hat sich seit der Verabschiedung des Ge- 
setzes im Jahr 1957 nicht geändert, obwohl seit 1957 
die Besoldung um etwa 50 ^/o erhöht worden ist. 
Während z. B. ein Hauptfeldwebel im Jahr 1957 
einen Ausgleichsbetrag von etwa 6000 DM erhielt, 
würde er bei einer Zurruhesetzung im Jahr 1969 
ohne Höchstgrenze ewa 10 000 DM erhalten. Eine 
Anpassung des Ausgleichs an die inzwischen vor- 
genommenen Gehaltsverbesserungen ist daher er- 
forderlich. 

Die Neufassung des § 38 sieht eine Erhöhung des 
Höchstbetrages von 8000 DM auf 12 000 DM vor. 
Gleichzeitig soll dieser Höchstbetrag durch die An- 
passung an die Versorgungsbezüge, deren Berech- 
nung ein Grundgehalt nicht zugrunde liegt, dynami- 
siert werden. 

Nummer 11 

Es handelt sich um eine redaktionelle, im Zusammen- 
hang mit der Nummer 12 stehende Änderung. 

Nummer 12 

Durch die Einfügung des Satzes 2 in § 39 Abs. 1 soll 
den Strahlflugzeugführern die einem Soldaten auf 
Zeit mit einer Verpflichtungszeit von 12 und mehr 
Jahren zustehende Fachausbildung gewährt werden, 
da diese Soldaten in einem verhältnismäßig jungen 
Alter aus der Bundeswehr ausscheiden und ihnen 
die Vorbereitung auf einen qualifizierten Zivilberuf 
ermöglicht werden soll. Durch die Tauschmöglichkeit 
zwischen Fachausbildung und allgemeinberuflichen 
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Unterricht soll den Gegebenheiten des Einzelfalls 
weitgehend Rechnung getragen werden; im übrigen 
soll dieser Zweck durch eine Verlängerung der Aus- 
bildung nach § 5 Abs. 7 erreicht werden. 

Nummer 13 Buchstabe a 

Es handelt sich um eine redaktionelle, durch die Ein- 
fügung eines Absatzes 2 bedingte Andenmg. 

Nummer 13 Buchstabe b 

Stirbt ein lediger ehemaliger Soldat der Bundeswehr, 
der im Zeitpunkt seines Todes Anspruch auf Be- 
schädigtenversorgung nach dem Soldatenversor- 
gungsgesetz hatte, so erhalten die Eltern nach § 37 
des Bundes Versorgungsgesetzes ein Sterbegeld. 
Stirbt ein Soldat bereits während des Wehrdienst- 
verhältnisses, so gehen die Eltern leer aus. Sie sollen 
auf Grund der Regelung des neuen Absatzes 2 nun- 
mehr ebenfalls ein Sterbegeld erhalten. 

Nummer 14 und 15 

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen, die 
durch die Neufassung des § 11 Abs. 5 bedingt sind 
(vgl. Nummer 5). 

Nummer 16 

Durch den Wegfall der Voraussetzung der Berufs- 
bezogenheit in § 62 Abs. 2 SVG wird es jedem ehe- 
maligen Soldaten auf Zeit mit einer Verpflichtungs- 
zeit von vier und mehr Jahren und einem ehemali- 
gen Berufssoldaten, der Anspruch auf Berufsförde- 
rung hat, sowie einem ehemaligen Soldaten auf Zeit 
und Berufssoldaten, die Anspruch auf berufliche 
Fortbildung, Umschulung oder Ausbildung auf Grund 
des Dritten Teils des Soldatenversorgungsgesetzes 
nach § 26 des Bundesversorgungsgesetzes haben, 
möglich sein, nach dem Ausscheiden aus der Bundes- 
wehr bzw. nach dem Eintritt in den Ruhestand einen 
Umzug nach dem Ort ihrer Wahl durchzuführen. 

Für die in § 62 Abs. 3 SVG genannten Soldaten, die 
erfahrungsgemäß nach Eintritt in den Ruhestand 
bzw. nach Ausscheiden aus der Bundeswehr noch bis 
zu einem Alter von 60 Jahren in einen zivilen Beruf 
übertreten, soll die Höchstaltersgrenze auf die all- 
gemeine Altersgrenze angehoben werden. 

Die Leistungen nach dem Bundesumzugskostengesetz 
sollen für die in § 62 Abs. 2 und 3 genannten Sol- 
daten gleichzeitig um die Leistung der Mietent- 
schädigung nach § 6 des Bundesumzugskosten- 
gesetzes erweitert werden. 

Nummer 17 

Die Erfahrungen der vergangenen Jahre haben ge- 
zeigt, daß das Fahren mit U-Booten — verglichen 
mit dem Fahren von Überwasserschiffen — für die 
Besatzungen mit einer besonderen Gefährdung ver- 
bunden ist. In den letzten 20 Jahren sind in der 
westlichen Welt 11 U-Boote verlorengegangen. 700 
Angehörige der Marinen verschiedener Länder 
haben hierbei ihr Leben verloren. Ursachen der 
U-Bootsverluste sind Wassereinbruch bei Unter- 
wasserfahrt, Veränderung der Gewichts- und Trimm- 
verhältnisse bei Unterwasserfahrt mit der Gefahr 
des schnellen Sinkens auf zu große Tiefen und Ver- 


lust des Restauftriebs durch Wassereinbruch bei 
Überwasserfahrt (Einzellenboot). Durch die fort- 
schreitende technische Entwicklung haben sich neue 
Gefahren ergeben, die bei der Beratung und Be- 
schlußfassung über die Erweiterung des § 63 SVG 
im Rahmen des Ersten Änderungsgesetzes zum Sol- 
datenversorgungsgesetz im Jahre 1961 noch nicht 
bekannt waren. Auch wurde nach dem neuesten 
Stand der medizinischen Forschung festgestellt, daß 
der Dienst auf U-Booten wegen der unphysiologi- 
schen Umweltbedingungen für die Besatzungen eine 
weit überdurchschnittlidie seelische und körperliche 
Belastung bedeutet, die zu einem weitaus größeren 
Risiko für menschliches Versagen führt. 

Die Helm- oder Schwimmtaucher wurden bislang im 
Rahmen des § 63 SVG nur in den Fällen geschützt, in 
denen sie als Munitionsuntersuchungspersonal oder 
als Versuchspersonal bei der Erprobung von Minen 
und ähnlichen Kampfmitteln eingesetzt sind. Die Er- 
fahrungen der vergangenen Jahre haben jedoch ge- 
zeigt. daß die Helm- und Schwimmtaucher auch bei 
anderen Tauchertätigkeiten (z. B. Tauchen ohne 
Sicherheitsleine beim Feststellen, Untersuchen, Zer- 
legen und Heben von Unterwasserhindernissen — 
Wracks — , beim Feststellen, Untersuchen und Heben 
von Übungstorpedos, bei Schweiß- und Brennarbei- 
ten, bei Arbeiten in starker Strömung, beim Trup- 
penversuch mit neu einzuführenden Taucherausrü- 
stungen und Taucherhilfseinrichtungen, bei Nachtein- 
sätzen und Einsätzen in undurchsichtigem Wasser, 
bei der Unterwasser-Nahkampfmittel-Abwehr) be- 
sonders gefährdet sind. Das Schiffahrtmedizinische 
Institut stellte fest, daß Taucher grundsätzlich in ver- 
mehrtem Maß einer Unfallgefahr — im Vergleich zu 
anderen Dienstverrichtungen — ausgesetzt sind, weil 
sie ihre Tätigkeit in einer unphysiologischen Um- 
welt mit allen daraus ergebenden Folgen für Leben 
und Gesundheit verrichten müssen. Darüber hinaus 
sind technische Störungen an Tauchgeräten trotz 
größter Sorgfalt bei der Wartung und Pflege der 
Geräte nicht völlig auszuschließen. Die Auswirkun- 
gen solcher technischen Störungen sind jedoch ge- 
rade in dieser unphysiologischen Umwelt verhäng- 
nisvoll. 

Nummer 18 

Die Einfügung entspricht der durch das Gesetz zur 
Änderung beamtenrechtlicher und besoldungsrecht- 
licher Vorschriften vom 21. August 1961 (BGBl I 
S. 1361) in § 116 des Bundesbeamtengesetzes einge- 
fügten Regelung. Eine entsprechende Änderung des 
Soldatenversorgungsgesetzes ist seinerzeit in der 
Annahme unterblieben, daß die genannten Tätig- 
keiten nicht im inneren Zusammenhang mit der Ver- 
wendung eines Soldaten in der Bundeswehr stehen 
könnten. In der Praxis hat sich jedoch gezeigt, daß 
diese Annahme unrichtig war. Ein Grund, Beamte 
und Soldaten hinsichtlich der Berücksichtigung der 
genannten Zeiten unterschiedlich zu behandeln, be- 
steht nicht. 

Nummer 19 

Die Änderung bewirkt, daß Berufssoldaten, die am 
8. Mai 1945 in der ehemaligen Wehrmacht nicht be- 
rufsmäßig Wehrdienst geleistet haben, die über- 
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gangszeit bis zu ihrem Eintritt in die Bundeswehr 
für die Berechnung des Ruhegehalts zur Hälfte an 
Stelle von bisher zu einem Drittel als ruhegehalts- 
fähige Dienstzeit anerkannt erhalten. 

Nummer 20 

Die Anrechnungsvorschriften nach § 73 Abs. 4 wur- 
den s. Z. den Anrechnungsvorschriften in § 37 
Abs. 2 G 131 bei der Gewährung von Übergangs- 
gehalt nadigebildet. Nachdem diese Regelung weg- 
gefallen ist und im Hinblick darauf, daß es sich bei 
dem Unterhaltsbeitrag anders als bei dem Über- 
gangsgehalt um eine lebenslängliche Versorgungs- 
leistung handelt, soll nunmehr die verschärfte An- 
rechnung auch bei dem Unterhaltsbeitrag entfallen. 
Wie das Ruhegehalt soll der Unterhaltsbeitrag nur 
noch den Ruhensvorschriften des § 53 SVG beim 
Bezug eines Einkommens aus der Verwendung im 
öffentlichen Dienst unterliegen. 

Nummer 21 Buchstaben a und b 

Es handelt sich um redaktionelle, durch die Strei- 
chungen unter Nummern 1 a, 2 a und 3 sowie Num- 
mer 20 bedingte Änderungen. 

Nummer 22 

Die bestehende Regelung des § 79 a schließt Solda- 
ten auf Zeit mit Dienstzeiten von 12 und mehr Jah- 
ren wegen der beim Übertritt in den Zivilberuf 
durch Eingliederungs- und Zulassungsschein gebo- 
tenen besonderen Eingliederungshilfe generell von 
der Anwendung der verbesserten Höchstgrenze des 
Satzes 1 aus. Der Ausschluß ist jedoch dann nicht 
gerechtfertigt, wenn diese Eingliederungshilfen 
nicht angeboten werden können, weil die neue Be- 
schäftigungsstelle dem Stellenvorbehalt nach § 10 
nicht unterliegt (z. B. Polizeidienst, Schuldienst). So- 
weit dies der Fall ist, soll deshalb bei der Ruhens- 
regelung wie bei den übrigen Soldaten auf Zeit von 
der verbesserten Höchstgrenze ausgegangen wer- 
den. 

Nummer 23 

Es handelt sich um eine redaktionelle, im Zusam- 
menhang mit Nummer 28 stehende Änderung. 

Nummer 24 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 80. In 
Satz 2 ist die Anspruchsberechtigung der Zivilper- 
sonen, bisher § 81 Abs. 6, im Grundsatz einbezogen 
worden. 

Nummer 25 

Die Vorschrift ist systematisch neugefaßt, entspricht 
im übrigen im wesentlichen dem bisherigen § 81. 
Zur Klarstellung sind in Absatz 3 als Nr. 3 bis 5 
Dienstbegriffsdefinitionen des § 27 Abs. 3 über- 
nommen worden, die bisher lediglich in den Vwv 
zu § 81 bezogen waren. § 81 Abs. 2 Nr. 2 und 3 
berücksichtigt die Ergänzungen durch das Zweite 
Gesetz über die Anpassung der Leistungen des 
Bundesversorgungsgesetzes vom 10. Juli 1970 
(BGBl I S. 1029). Der Systematik des § 1 Abs. 3 des 
Bundesversorgungsgesetzes entsprechend ist § 81 a 
in den Absatz 4 dieser Vorschrift eingefügt wor- 
den. 


Die bei der Neufassung des § 81 nicht mehr be- 
rücksichtigte Bestimmung des Absatzes 6 Nr. 4 
— auf Schiffen der Bundeswehr eingeschiffte Zivil- 
personen — stamm L aus früheren versorgungsrecht- 
lichen Bestimmungen. Der hier geschützte Perso- 
nenkreis, der seinerzeit nicht versichert war, ist 
heute rechtssystematisch richtiger nach § 539 Abs. 1 
Nr. 1 der Reichs Versicherungsordnung unfallver- 
sichert. Die Änderung bewirkt keine Schlechterstel- 
lung gegenüber der geltenden Rechtslage. 

Nummer 26 

Die Streichung ist eine Folge der Ergänzung des § 81 
Abs. 4, 

Nummer 27 

Durch die Änderung wird mit Rücksicht auf die 
Praxis die uneingeschränkte Anwendung des § 61 
des Bundesversorgungsgesetzes gewährleistet. 

Nummer 28 

Es handelt sich um eine redaktionelle, im Zusam- 
menhang mit Nummer 23 stehende Änderung. 

Nummer 29 Buchstabe a 

Bei der bisherigen Fassung des Absatzes 2 ist da- 
von ausgegangen worden, daß eine Schädigung im 
Sinne des § 1 des Bundesversorgungsgesetzes zeit- 
lich stets vor einer Wehrdienstbeschädigung liegen 
müsse. Wie sich aber inzwischen, insbesondere 
durch die auf das Bundesversorgungsgesetz verwei- 
senden Gesetze, gezeigt hat, kann eine solche Schä- 
digung auch später als eine Wehrdienstbeschädi- 
gung eintreten. Dieser Entwicklung trägt die neue 
Fassung des Absatzes 2 Rechnung, indem sie — ge- 
mäß dem in den §§ 84 Abs. 3, 85 Abs. 2 zum Aus- 
druck kommenden Grundsatz der einheitlichen Beur- 
teilung der Schädigungsfolgen — auch in den Fällen 
eine Feststellung der Gesamtminderung der Er- 
werbsfähigkeit vorsieht, in denen die Schädigung im 
Sinne des § 1 des Bundesversorgungsgesetzes nach 
der Wehrdienstbeschädigung, aber im Rahmen des 
Wehrdienstverhältnisses eintritt. 

Nummer 29 Buchstabe b 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung auf 
Grund der Änderung des § 81 und des Wegfalls des 
§ 81 a (Nummer 26). 

Nummer 30 

Der bisher allein in dieser Vorschrift der Beschädig- 
tenversorgung verwendete Begriff des „Dienst- 
unfalls" entspricht terminologisch und materiell nicht 
den Grundsätzen des Dritten Teils des Soldatenver- 
sorgungsgesetzes (Beschädigtenversorgung). Deshalb 
soll die Vorschrift § 35 Abs. 4 des Ersatzdienstge- 
setzes angepaßt werden. 

Nummer 31 Buchstabe a 

Die Änderung dient der systematischen Richtig- 
stellung innerhalb des Gesetzes. Die gestrichenen 
organisatorischen Bestimmungen zu §§ 85 und 86 
werden nicht mehr unter dieser Vorschrift, sondern 
in § 88 (Teilüberschrift „Beschädigtenversorgung") 
eingefügt. 
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Nummer 31 Buchstabe b 

Die Vorschrift ist eine redaktionelle Folge der 
Nummer 32 Buchstabe b. 

Nummer 31 Buchstabe c 

Die Einfügung ist eine redaktionelle Folge der 
Nummer 13 b. 

Nummer 32 Buchstabe a 

§ 88 ist systematisch neu gegliedert worden. Wegen 
der in Absatz 1 eingefügten organisatorischen Rege- 
lung zu den §§85 und 86 vgl. die Begründung zu 
Nummer 31 Buchstabe a. Bezüglich der Einfügung 
des § 41 Abs. 2 vgl. die Begründungen zu Nummer 13 
Buchstabe b und 31 Buchstabe c. 

Nach Absatz 3 soll das Gesetz über das Verwal- 
tungsverfahren der Kriegsopferversorgung, das nach 
Absatz 3 der geltenden Fassung nur von den zur 
Durchführung des Bundesversorgungsgesetzes zu- 
ständigen Behörden angewendet wurde, aus Grün- 
den eines einheitlichen Verfahrens nunmehr auch in 
Angelegenheiten des Absatzes 1 Satz 1 und des § 41 
Abs. 2 entsprechend angewendet werden. Die Rege- 
lung in Nummer 1 des Absatzes 3 entspricht dem 
bisherigen § 95, der aus systematischen Gründen in 
den § 88 aufgenommen wird (vgl. auch Nummer 33). 
Nummer 2 entspricht dem bisherigen § 88 Abs. 7. 

Die in Absatz 4 vorgesehene Ersetzung der Vor- 
schriften über das Vorverfahren nach der Verwal- 
tungsgerichtsordnung in Angelegenheiten der § 41 
Abs, 2, §§ 85 und 86 durch die Vorschriften über das 
Vorverfahren nach dem Sozialgerichtsgesetz ist die 
Folge für den in Absatz 5 neu geregelten Rechtsweg 
vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit. 

Im Vorverfahren wird § 81 Nr. 1 des Sozialgerichts- 
gesetzes entsprechend der für § 87 Abs. 3 geltenden 
Regelung modifiziert und bis zur Beendigung des 
Dienstverhältnisses das Verfahren nach der Wehr- 
beschwerdeordnung anstelle des Vorverfahrens nach 
dem Sozialgerichtsgesetz für anwendbar erklärt. 

Die in Absatz 5 u. a. beabsichtigte Änderung des 
Rechtsweges soll für Angelegenheiten der Beschä- 
digtenversorgung nach dem Dritten Teil des Geset- 
zes und des § 41 Abs. 2 einen einheitlichen Rechts- 
weg vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit be- 
gründen. Die bisherige unterschiedliche Zuständig- 
keit der Verwaltungsgerichte für Angelegenheiten 
der §§85 und 86 und der Sozialgerichte für Klagen 
gegen Entscheidungen der Versorgungsämter nach 
§ 80 hat sich in der Praxis als zeitraubend und in 
der Sache oftmals als unzuträglich erwiesen — auch 
wegen unterschiedlicher Entscheidungen in ein und 
demselben Versorgungsfall durch Gerichte der bei- 
den Gerichtszweige. 

Durch die in Absatz 5 vorgesehene „entsprechende" 
Anwendung der Vorschriften des Sozialgerichtsge- 
setzes wird klargestellt, daß insbesondere der im 
Gesetz verwendete Begriff „Kriegsopferversorgung" 
in den § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 2, § 12 Abs. 4, § 13 
Abs. 3 und 5, § 14 Abs. 4, § 31 Abs. 1, § 41 Abs. 2 
und 3 Nr. 2, § 46 Abs. 3, § 51 Abs. 2, § 57 Abs. 1, 
§ 71 Abs. 5, §§ 75, 80 Nr. 1, § 86 Abs. 3, §§ 148, 180 
Abs. 6, § 182 Abs. 2 SGG durch „Soldatenversor- 


gungsrecht" und das in den § 55 Abs, 1 Nr. 3, 
§ 150 Nr. 3, § 162 Abs. 1 Nr. 3 SGG genannte Tatbe- 
standsmerkmal „Schädigung im Sinne des Bundes- 
versorgungsgesetzes" durch „Wehrdienstbeschädi- 
gung im Sinne des Soldatenversorgungsgesetzes" zu 
ersetzen sind. Im übrigen werden durch Nummer 1 
des beabsichtigten § 88 Abs. 5 die Streichung des 
§ 95 Abs. 2 des Gesetzes (vgl. Nr. 33) ersetzt, durch 
Nummer 2 — wie bereits jetzt in § 88 Abs. 7 — § 39 
SGG, durch Nummer 3 § 141 SGG, durch Nummer 4 
§ 57 Abs. 1, §§ 75, 154 Abs. 2, § 180 Abs. 2 und 6 
sowie § 182 Abs. 2 SGG und durch Nummer 5 § 71 
Abs. 5 SGG modifiziert. 

Nummer 32 Buchstabe b 

Die Absätze 6 bis 8 sind in dem neuen Absatz 5 ent- 
halten. 

Nummer 33 

Die Streichung ist redaktionelle Folge der systemati- 
schen Neugliederung des § 88 SVG und der Neufas- 
sung des § 88 Abs. 3 Nr. 1 und Abs. 5 Nr. 1. 

Zu Artikel 2 

§ 1 

Die Änderung ist die Folge des neu geregelten 
Rechtsweges vor den Gerichten der Sozialgerichts- 
barkeit. 

Durch die Änderung der Nummer 1 soll wie nach 
§ 41 Abs. 2 des SVG (Artikel 1 Nr. 13) auch Eltern 
von Dienstpflichtigen, die während des Dienstver- 
hältnisses an den Folgen einer Ersatzdienstbeschä- 
digung versterben, ein Sterbegeld gezahlt werden. 
Die Änderung der Nummer 2 ist redaktionelle Fol- 
ge der Änderung in Artikel 1 Nr. 32. 


Zu Artikel 3 

§ 1 Abs. 1 

Die Regelung eröffnet denjenigen Offizieren, die 
sich am Tage vor der Verkündung des Gesetzes be- 
reits im Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit be- 
funden haben, ein Wahlrecht zwischen Berufsförde- 
rung und höherer Übergangsbeihilfe. Durch sie sol- 
len Härten, die sich im Einzelfall aus der Verwei- 
sung auf die Berufsförderung ergeben könnten, ver- 
mieden werden. 

§ 1 Abs. 2 

Die in den genannten Übergangsvorschriften gere- 
gelte Besitzstandwahrung wird durch die Ergän- 
zung dahingehend geändert, daß bei ihrer Anwen- 
dung die Einführung des Anspruchs auf Berufs- 
förderung und die Gewährung der Übergangsbei- 
hilfe nach § 12 Abs. 2 des Soldatenversorgungsge- 
setzes für Offiziere auf Zeit berücksichtigt wird. Als 
Erhöhungsbetrag nach Artikel II Abs. 2 des 2. Ge- 
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setzes zur Änderung des Soldatenversorgungsge- 
setzes darf danach nur noch ein Erhöhungsbetrag 
unter Berücksichtigung der Ubergangsbeihilfe nach 
§ 12 Abs. 2 des Soldatenversorgungsgesetzes wie 
bei den Unteroffizieren und Mannschaften — gewährt 
werden. Bei Anwendung des früheren 'Rechts nach 
Artikel 11 § 2 Abs. 2 des Finanzänderungsgesetzes 
dürfen neben dem Anspruch auf Berufsförderung als 
Ubergangsbeihilfe nur die Sätze nach § 12 Abs. 2 
des Soldatenversorgungsgesetzes angesetzt werden. 

^ 2 

Die Verbesserung der Ubergangsbeihilfe für die In- 
haber eines Eingliederungs- oder Zulassungsscheins 
(Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe b) soll den nach erst- 
maliger Inanspruchnahme des Stellenvorbehalts im 
Jahre 1968 bis zum Inkrafttreten der Verbesserung 
bereits ausgeschiedenen Inhabern eines Eingliede- 
rungs- oder Zulassungsscheins ebenfalls zugute 
kommen. Da eine nachträgliche Gewährung des Un- 
terschiedsbetrages jedoch von Amts wegen nicht 
möglich ist, wird die Möglichkeit mit Hilfe einer an- 
tragsbedingten Ubergangsvorschrift eröffnet. 

§3 

Die Vorschrift räumt auch den wenigen Strahlflug- 
zeugführern einen Anspruch auf Berufsförderung 
ein, die bereits vor Inkrafttreten der Vorschrift des 
Artikels 1 Nr. 12 aufgrund der für sie geltenden 
Altersgrenzenregelung in den Ruhestand getreten 
sind. 

§4 

Die Vorschrift trägt den Bedürfnissen der Praxis 
Rechnung. 


Zu Artikel 4 

Artikel 4 ermöglicht die Bekanntmachung einer Neu- 
fassung des Soldatenversorgungsgesetzes unter Be- 
rücksichtigung der Änderungen durch dieses Gesetz. 

Zu Artikel 5 

Artikel 1 Nr. 22 soll in dem Zeitpunkt in Kraft 
treten, in dem durch das Gesetz zur Änderung ver- 
sorgungsrechtlicher Vorschriften vom 13. März 1970 
(BGBl I S. 277) die Ergänzung, die jetzt geändert 
wird, in den § 79 a des Soldatenversorgungsgesetzes 
eingefügt worden ist. 

Artikel 1 Nr. 10 soll mit Rücksicht auf eine entspre- 
chende Beschlußfassung in den beteiligten Aus- 
schüssen des Bundestages auch die mit Ablauf des 
31. März 1970 wegen Erreichens der für ihren Dienst- 
grad geltenden besonderen oder allgemeinen Al- 
tersgrenze in den Ruhestand tretenden Berufssolda- 
ten erfassen. 

Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 2 Buchstabe a, Nr. 3, 
Nr. 6 Buchstaben a und c, Nr. 11, 12, 21 Buchstabe a, 
Artikel 2 § 1 sowie Artikel 3 §§ 1 und 3 sollen frü- 
hestens drei Monate nach der Verkündung dieses 
Gesetzes in Kraft treten, um einen ausreichenden 
Zeitraum für die Vorbereitung und Einleitung der 
Berufsförderungsmaßnahmen zu gewährleisten. Des- 
gleichen sollen die Vorschriften des Artikels 1 Nr. 31 
bis 33 und Artikels 3 § 4, die die Vereinheitlichung 
des Rechtsweges für Angelegenheiten der Beschä- 
digtenversorgung betreffen, zu diesem späteren 
Zeitpunkt in Kraft treten, um die Umstellung des 
Verfahrens zu erleichtern. 

Die übrigen Vorschriften dieses Gesetzes sollen am 
Ersten des auf die Verkündung folgenden Monats in 
Kraft treten. 
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Kostendarstellung 


Bei der Durchführung des Gesetzes werden voraussichtlich folgende Mehraus- 
gaben im Jahresdurchschnitt entstehen: 

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 2, Buchstabe a und Nr. 3 — 
Änderung des § 4 Abs. Ir § 5 Abs. 1 Satz 1 und § 5 a Abs. 1 und 2 

Erfahrungen auf dem Gebiet der Berufsförderung der Offiziere auf Zeit liegen 
nicht vor; die voraussichtlich entstehenden Kosten können deshalb nur geschätzt 
werden. Dabei wird davon ausgegangen, daß nach dem Ergebnis der bisherigen 
Untersuchungen der überwiegende Teil dieser Soldaten kurze, aber kosten- 
intensive Ausbildung anstrebt, um eine der letzten Dienststellung als Soldat 
adäquate berufliche Stellung zu erzielen. Im übrigen wird der Kostenberechnung 
die Zahl der im Jahre 1971 voraussichtlich ausscheidenden Offiziere auf Zeit zu- 
grunde gelegt; mit dieser Ausscheidungsquote muß auch in den folgenden Jahren 
gerechnet werden. 


I. Allgemeinberuflicher Unterricht (§§ 4, 5 a SVG) 

Nach überschlägiger Schätzung werden etwa 20 Vo der Offiziere mit einer Wehr- 
dienstzeit von 8 und weniger als 12 Jahren und etwa 50 Va der Offiziere mit einer 
Wehrdienstzeit von 12 und mehr Jahren aufbauend auf der mittleren Reife die 
Lehrgänge zur Erlangung der Fachhochschulreife oder der Hochschulreife be- 
suchen und anschließend ein Studium aufnehmen. Die Einschulung in den Lehr- 
gang zur Erlangung der Hochschulreife könnte aufgrund des bereits erworbenen 
Bildungsstandes im 3. Studienhalbjahr erfolgen, so daß der Abschluß in IV 2 
Studienjahren erreicht würde. Liegenschaftskosten für zusätzliche Lehrräume 
entstehen nicht. Die sonstigen Kosten werden sich nach dem bei den Unter- 
offizieren und Mannschaften gemachten Erfahrungen pro Schüler und Jahr auf 
rund 2600 DM, für IV 2 Jahre somit auf 3900 DM belaufen. 

Das sind für 79 Fälle jährlich insgesamt (79 X 2600) rd. 206 000, — DM 


II. Fachausbildung (§§ 5, 5 a SVG) 


1. Offiziere auf Zeit mit Verpflichtungs- 
zeiten von 4 und 5 Jahren 

Vorgesehener Anspruch 
voraussichtliche Inanspruchnahme 
Ausbildungskosten *) 

Fahrtkosten für An- und Abreise etwa 

Ausbildungszuschuß (15 v. H. der 
letzten Dienstbezüge — Stichmann: 
Leutnant, 24 Jahre, ledig) 
monatlich 157,14 DM, für 5 Monate 

Summe 

für 680 Fälle somit 


6 Monate 
5 Monate 
1 500,— DM 
25,— DM 


785,70 DM 


2 310,70 DM 

rd. 1 572 000,— DM 
Übertrag: 1 778 000,— DM 


*) Der Ansatz beruht auf einer Durchsdinittsberechnung nach den bekannten Kosten für 
die hier voraussichtlich in Frage kommenden Ausbildungsvorhaben. 
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2. Offiziere auf Zeit mit Verpflichtungs- 
zeiten von 6 und 1 Jahren 

Vorgesehener Anspruch 
voraussichtliche Inanspruchnahme 
Ausbildungskosten *) 

Fahrtkosten für An- und Abreise etwa 

Ausbildungszuschuß (15 v. H. der 
letzten Dienstbezüge — Stichmann: 
Oberleutnant, 26 Jahre, verheiratet, 
keine Kinder) 

monatlich 188,06 DM, für 10 Monate 
Summe 

für 149 Fälle somit 

dazu für 80 Vo der Fälle Nebenkosten 
(Trennungsentschädigung, Familien- 
heimfahrten usw.) 

monatlich 400, — DM X 10 Monate - 
= 4000,— DM X 119 Fälle 

insgesamt 

3. Offiziere auf Zeit mit Verpflichtungs- 
zeiten von 8 bis 11 Jahren 

a) nach vorhergehender Teilnahme 
am allgemeinberuflichen Unter- 
richt 

vorgesehener Anspruch 
für Tausch in Teilnahme am all- 
gemeinberuflichen Unterricht ver- 
braucht 

mithin für Fachausbildung noch 
verfügbar 

Ausbildungskosten bei Aufnahme 
eines Studiums (Erfahrungswert) 
Fahrtkosten für An- und Abreise 
etwa 

Ausbildungszuschuß (15 v. H. der 
letzten Dienstbezüge — Stidi- 
mann: Hauptmann, 28 Jahre, ver- 
heiratet, 1 Kind) 
monatlich 223,35 DM 
für 12 Monate 

Summe 

für 35 Fälle somit 

dazu für 80 ‘Va der Fälle Neben- 
kosten — wie bei Z 6 und 7 — 
monatlich 400, — DM X 12 Monate 
= 4800,— DM X 28 Fälle 

insgesamt 


Übertrag: 1 778 000, — DM 

12 Monate 
10 Monate 
2 500,— DM 
25,— DM 

1 880,60 DM 

4 405,60 DM 
rd. 657 000,— DM 

476 000,— DM 

1 133 000,— DM 1 133 000,— DM 


18 Monate 

6 Monate 
12 Monate 

1 000,— DM 

25,— DM 

2 680,20 DM 

3 705,20 DM 
129 682,— DM 

134 400,— DM 
264 082,— DM 

rd. 265 000,— DM 
Übertrag: 3 176 000, — DM 


*) Der Ansatz beruht auf einer Durchschnittsberechnung nach den bekannten Kosten für 
die hier voraussichtlich in Frage kommenden Ausbildungsvorhaben. 
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b) ohne Inanspruchnahme des all- 
gemeinberuflichen Unterrichts 

aa) voraussichtlicher Umfang des 
Tauschs von Teilnahme am 
Unterricht in Fachausbildung 
(§§ 4, 5 a) 12 Monate 

Ausbildungskosten *) 

Fahrtkosten für An- und Ab- 
reise etwa 

Ausbildungszuschuß entfällt 
Summe 

für 136 Fälle somit 

dazu für 80 Vo der Fälle 
Nebenkosten — wie bei Z 6 
und 7 — monatlich 400, — DM 
X 12 Monate = 4800,— DM 
XI 08 Fälle 

Summe 

insgesamt 

bb) vorgesehener Anspruch nach 
Beendigung des Dienstver- 
hältnisses, 18 Monate 

unter Voraussetzxmg, daß 
etwa Va der Berechtigten die- 
sen Anspruch ausschöpfen, er- 
gibt sich eine durchschnitt- 
liche Inanspruchnahme von 
6 Monaten 

Ausbildungskosten *) 

Fahrtkosten entfallen, da be- 
reits unter aa) angesetzt 

Ausbildungszuschuß — wie 
unter a) — monatlich 
223,35 DM für 6 Monate 


für 136 Fälle somit 

dazu für 80 'Vo der Fälle 
Nebenkosten — wie bei Z 6 
und 7 — monatlich 400, — DM 
X 6 Monate = 2400, — DM 
X 108 Fälle 

insgesamt 

Der Betrag ist unter lfd. Num- 
mer 5 einzusetzen, da er in 
das 2. Ausbildungsjahr fällt 


Übertrag: 3 176 000, — DM 

3 000,— DM 
25,— DM 

3 025,— DM 
411 400,— DM 


518 400,— DM 


929 800,— DM 

rd. 930 000,— DM 


1 000,— DM 


1 340,10 DM 


2 340,10 DM 
318 253,60 DM 


259 200,— DM 


577 453,60 DM 
rd. 578 000,— DM 


Übertrag: 4 106 000, — DM 


*) Der Ansatz beruht auf einer Durchsdinittsberechnung nach den bekannten Kosten für 
die hier voraussichtlich in Frage kommenden Ausbildungsvorhaben. 


18 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1681 


4. Offiziere auf Zeit mit Verpflichtungs- 
zeiten von 12 und mehr Jahren 

a) nach vorhergehender Teilnahme 
am allgemeinberuflichen Unter- 
richt 

zustehender Anspruch 36 Monate 
(wird durch Studium voll in An- 
spruch genommen) 

Ausbildungskosten (Erfahrungs- 
wert 3000, — DM = jährlich 

Fahrtkosten für An- und Abreise 

etwa 

Ausbildungszuschuß (15 v. H. der 
letzten Dienstbezüge — Stich- 
mann: Hauptmann, 32 Jahre, ver- 
heiratet, 2 Kinder) monatlich 
243,99 DM, für 12 Monate 

Summe 

für 44 Fälle somit 

dazu für 80 Vo der Fälle Neben- 
kosten — wie bei Z 6 und 7 — 
monatlich 400, — DM X 12 = 
4800,— DM X 36 Fälle 

insgesamt 

b) ohne Inanspruchnahme des all- 
gemeinberuflichen Unterrichts 
geschätzter Umfang des Tauschs 
von Unterricht in Fachausbildung 
18 Monate 

Ausbildungskosten *) 
insgesamt 4000, — DM = jährlich 

Fahrtkosten für An- und Abreise 
etwa 

Ausbildungszuschuß entfällt 
Summe 

für 43 Fälle somit 

dazu für 80®/o der Fälle Neben- 
kosten — wie bei Z 6 und 7 — 
monatlich 400, — DM X 12 Mo- 
nate = 4800,— DM X 34 Fälle 

Summe 

insgesamt 

5. Da der Anspruch auf Berufsförderung 
der Offiziere auf Zeit mit einer Ver- 
pflichtungszeit von 8 und mehr Jah- 
ren nicht in einem Jahr erfüllt wer- 
den kann, erhöht sich der Gesamt- 
betrag von 4 732 000, — DM 


Übertrag: 4 106 000, — DM 


1 000,— DM 

25,— DM 

2 927,88 DM 

3 952,88 DM 
173 926,72 DM 


172 800,— DM 
346 726,72 DM 

rd. 347 000,— DM 

2 667,— DM 
25,— DM 

2 692,— DM 
115 756,— DM 


163 200,— DM 
278 956,— DM 

rd. 279 000,— DM 
Übertrag: 4 732 000, — DM 


*) Der Ansatz beruht auf einer Durdisdinittsberedinung nach den bekannten Kosten für 
die hier voraussichtlich in Frage kommenden Ausbildungsvorhaben. 
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a) im zweiten Jahr nach dem Inkraft- 
treten um 50 Vo der Kosten nach 
Abschnitt I 

um die Kosten nach Abschnitt II 
Nr. 3 Buchstabe b Doppelbuch- 
stabe bb, 

100 ®/o der Kosten nach Abschnitt II 
Nr. 4 Buchstabe a, 

50 ®/o der Kosten nach Abschnitt II 
Nr. 4 Buchstabe b 

insgesamt 

b) im dritten Jahr nach dem Inkraft- 
treten um 100 ”/o der Kosten nach 
Abschnitt II Nr. 4, Buchstabe a 


Übertrag: 4 732000— DM 
103 000— DM 

578 000 — DM 
347 000,— DM 
140 000,— DM 

1 168 000,— DM 1 168 000,— DM 

347 000,— DM 347 000,— DM 


und würden dann konstant bleiben mit jährlich 


Mehrkosten entstehen demnach jährlich 


für das Jahr 1971 
für das Jahr 1972 
ab dem Jahr 1973 


4 732 000,— DM 

5 900 000,— DM 

6 247 000,— DM 


6 247 000,— DM 


2. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b — Neufassung des § 4 Abs. 3 

Mehraufwendungen entstehen nicht. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b — Ergänzung des § 5 Abs. 7 

Die Zahl der in Zukunft wegen Dienstunfähigkeit zur Entlassung kommenden 
Soldaten mit einer Wehrdienstzeit von mehr als sieben Jahren kann auch nicht 
annähernd geschätzt werden. Bei Unterstellung von 50 Fällen pro Jahr ergeben 
sich durch die mit der weiteren Verlängerung ermöglichte Teilnahme am all- 
gemeinberuflichen Unterricht für die Dauer eines Jahres bei dem zur Zeit gelten- 
den Kostensatz von 2600 DM pro Schüler und Jahr folgende Mehrkosten: 

50 X 2600 DM = 130 000 DM. 


4. Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe c — Neufassung des § 5 Abs. 8 

Mehrkosten entstehen nicht. 


5. Zu Artikel 1 Nr. 4 — Neufassung des § 7 

Mehrkosten entstehen nicht. 


6. Zu Artikel 1 Nr. 5 — Neufassung des § 11 Abs. 5 

Die durch die Einbeziehung der Eltern in den anspruchsberechtigten Personen- 
kreis entstehenden Mehrkosten werden geringfügig sein. Die Zahl der während 
der Bezugszeit der Übergangsgebührnisse eintretenden Sterbefälle ist gering, 
diese Soldaten sind außerdem überwiegend verheiratet, so daß eine Weiter- 
zahlung der Übergangsgebührnisse an die Eltern nur in wenigen Fällen in Frage 
kommt. 
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7. Zu Artikel 1 Nr. 6 Buchstaben a und c — Änderung bzw. Streichung des 
§ 12 Abs. 2 und 6 

Durdi die Verweisung der Offiziere auf Zeit auf die geringeren Sätze der Über- 
gangsbeihilfe des Absatzes 2 treten nadi der in der Anlage 1 vorgenommenen 

Berechnung voraussiditlidi in den folgenden Jahren Einsparungen in Höhe von 
rd, 3 501 000 DM jährlich ein. 


8. Zu Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe b und Artikel 3 § 2 — Änderung des 
§ 12 Abs. 3 


Es werden voraussichtlich nach einer Wehrdienstzeit von zwölf und mehr Jahren 
aus der Bundeswehr ausscheiden 


im Jahre 1970 
im Jahre 1971 
im Jahre 1972 
im Jahre 1973 


4 600 

7 800 

8 300 

6 200 Soldaten auf Zeit 


Hiervon entscheiden sich erfahrungsgemäß 40 v. H. für den öffentlichen Dienst, 
d. s. 


1970 (40 Vo von 4 600) = 1 840 

1971 (40 Vo von 7 800) = 3 120 

1972 (40 Vo von 8 300) = 3 320 

1973 (40 Vo von 6 200) = 2 480. 


Ausgehend von dem Verhältnis der Zahl der Z 12/15, die 1969 einen Zulassungs- 
schein in Anspruch genommen haben, zu denen, die ohne Zulassungsschein ein- 
gestellt worden sind — 205 zu 934 — wären der Berechnung rund 20 v. H. dieser 
Ausscheidensfälle mit 50 v. H. der Übergangshilfe zugrunde zu legen. Da jedoch 
ein solches Verhältnis für die kommenden Jahre nicht mit der erforderlichen 
Sicherheit unterstellt werden kann, erscheint es notwendig (aber auch aus- 
reichend), vorsorglich die Quote auf 50 v. H. anzuheben. Danach ergibt sich fol- 
gende Berechnung: 


1971 — 

1 560 

1968 

80 

1969 

205 

1970 

920 

1972 — 

1 660 

1973 — 

1 240 


(50 Vo von 3 120) zuzüglich für die zurückliegenden Jahre 


zusammen 2 765 Fälle X 4 875 DM 
(50 Vo von 3 320) X 4 875 DM 
(50 Vo von 2 480) X 4 875 DM 


13 479 Millionen DM 
8 092 Millionen DM 
6 045 Millionen DM 


9. Zu Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe d — Änderung des § 12 Abs. 7 

Eine exakte Berechnung der Mehraufwendungen ist nicht möglich, da die Be- 
rechnungsfaktoren (Sterbefälle, Wehrdienstzeit und Dienstbezüge) unbekannt 
sind. Nach einer überschlägigen Berechnung aufgrund der bisherigen Erfahrungen 
ergeben sich voraussichtlich folgende Mehrkosten: 

Übergangsbeihilfe 

(7fache der Bezüge aus der BesGr A 6 
Stufe 3, Ortsklasse A, Stufe 1 
7 X 845,20 DM) = 5 916,40; 

Zahl der im Jahr erfahrungsgemäß eintretenden Sterbefälle: 160 
Davon ledige SaZ 60 v. H. = 96 Einzelfälle 
Voraussichtliche jährliche Mehraufwendungen 

(96 X 5 916,40) rd. 568 000 DM 

die in den folgenden Jahren etwa in gleicher Höhe zu erwarten sind. 
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10. Zu Artikel 1 Nr. 7 — Neufassung des § 13 b 

Mehrkosten entstehen nicht. 


11. Zu Artikel 1 Nr. 8 — Änderung des § 20 Abs. 1 

Mehrkosten entstehen nicht. 


12. Zu Artikel 1 Nr. 9 — Änderung des § 26 Abs. 2 

Erfaßt werden von der Neuregelung des § 26 Abs. 2 Offiziere bis einschließlich 
Oberstleutnant und Feldwebel. Etwa Vs dieser Soldaten erreichen nach den bis- 
herigen Erfahrungen den Höchstsatz des Ruhegehaltes nicht. Erdient werden viel- 
mehr durchschnittlich in der Gruppe der Offiziere 65 v. H., in der Gruppe der 
Feldwebel 60 v. H. der ruhegehalt-fähigen Dienstbezüge. Durch die vorgesehene 
Änderung würde sich das Ruhegehalt gegenüber der derzeitigen Regelung des 
§ 26 Abs. 2 in der Gruppe der Offiziere um durchschnittlich 2 v. H. und in der 
Gruppe der Feldwebel um durchschnittlich 3 v. H. erhöhen. 

Für die Feststellung der entstehenden Mehrkosten werden als Mittelwerte für 
die Gruppe der 

Offiziere die Bezüge eines Majors, 

der Feldwebel die Bezüge eines Hauptfeldwebels 

zugrunde gelegt. Danach ergibt sich folgende Berechnung: 

a) Major, verheiratet, 1 Kind, ruhegehaltfähige Dienst- 
bezüge (Grundgehalt BesGr A/1 3/Endstufe, Ortszu- 


schlag Ortsklasse A) 

2 380,60 

DM 

durchschnittlicher monatlicher Mehraufwand 2 v. H. 
hiervon 

47,61 

DM 

jährlich 

571,32 

DM 

Erhöhung der Sonderzuwendung (V 2 von 47,61 DM) = 

23,80 

DM 

zusammen 

595,12 

DM 

Hauptfeldwebel; verheiratet, 1 Kind, ruhegehalt- 
fähige Dienstbezüge (Grundgehalt BesGr A 8/Endstufe, 
Ortszuschlag Ortsklasse A). 

1 445,70 

DM 

durchschnittlicher monatlicher Mehraufwand 3 v. H. 
hiervon 

43,37 

DM 

j ährlich 

520,44 

DM 

Erhöhung der Sonderzuwendung (V 2 von 43,37 DM) = 

21,68 

DM 

zusammen 

542,12 

DM 


Nach dem am 31. 12. 1970 voraussichtlich vorhandenen Bestand an Versorgungs- 
empfängern (Ruhegehalt und Witwengeld) ergeben sich folgende Mehrkosten pro 
Jahr: 

Offiziere 4227 Fälle, davon Vs = 2818 X 595,12 DM 1 677 048,— DM 

Feldwebel 8812 Fälle, davon Vs = 5874 X 542,12 DM 3 184 412,— DM 


Summe 


4 861 460,— DM 
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Für die im Jahre 1971 voraussichtlich eintretenden neuen Versorgungsfälle er- 
gibt sich folgende Berechnung: 

Offiziere 970, davon 2/3 = 646 X 595,12 DM 384 447,— DM 

Feldwebel 1217, davon Vs = 812 X 542,12 DM 440 201,— DM 


Summe 

zuzüglich vorhandene Versorgungsempfänger 
insgesamt Mehrkosten für das Jahr 1971 


824 648,— DM 

4 861 460,— DM 

5 686 108,— DM 


Für die folgenden Jahre werden Mehrkosten in der bis- 
herigen Höhe von rd. 

zuzüglich der Mehrkosten für die jährlich hinzukommen- 
den Ausscheidensfälle, die etwa gleich hoch wie im Jahre 
1971 sein werden, anfallen, das ergäbe für 1972 

Mehrkosten für das Jahr 1972 
für das Jahr 1973 zuzüglich 

Mehrkosten für das Jahr 1973 
für das Jahr 1974 zuzüglich 

Mehrkosten für das Jahr 1974 


5 700 000,— DM 


830 000,— DM 

6 530 000,— DM 

830 000,— DM 

7 360 000,— DM 
830 000,— DM 

8 190 000— DM 


13. Zu Artikel 1 Nr. 10 — Änderung des § 38 

Nach der als Anlage 2 beigefügten Berechnung werden 

für das Jahr 1971 Mehrkosten in Höhe von 9 012 804, — DM 

entstehen. 

Wegen des rückwirkenden Inkrafttretens (ab 1. März 1970) 
dieser Änderung sind für 1971 zusätzliche Mehrkosten 

in Höhe von rd. 9 000 000, — DM 

zu erwarten. ~~ 

Der von dieser rückwirkend in Kraft gesetzten Vorschrift 
erfaßte Personenkreis entspricht in etwa dem Ansatz für 
das Jahr 1971 (Anlage 2) 

Mithin für das Jahr 1971 Mehrkosten von insgesamt 18 012 804, — DM 


Für die Jahre ab 1972 werden voraussichtlich Mehrkosten 

in Höhe von rund 9 000 000, — DM 

jährlich anfallen. 


14. Zu Artikel 1 Nr. 11 — Änderung einer Überschrift 

Mehrkosten entstehen nicht. 


15. Zu Artikel 1 Nr. 12 — Änderung des § 39 

Von den voraussichtlich in den Jahren 1971 bis 1974 jährlich ausscheidenden 
30 Strahlflugzeugführern werden . schätzungsweise (Erfahrungen liegen nicht 
vor) etwa 20 Strahlflugzeugführer die vorgesehene Fachausbildung mit einem 
Förderungszeitraum von durchschnittlich höchstens 3 Jahren in Anspruch 
nehmen. 
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Danach ergibt sich folgende Berechnung: 


Ausbildungskosten 


1 000,— DM 

Fahrkosten für An- und Abreise (durchschnittliche Erfah- 
rungssätze bei der bisherigen Förderung nach § 5) 


25,— DM 

Ausbildungszuschuß (15 v. H. der letzten Dienstbezüge — 
Stichmann: Major, 40 Jahre, 10, Dienstaltersstufe der 
BesGr A 13, verheiratet, 1 Kind, Ortsklasse „S", monat- 
lich = 335,91 DM, für 12 Monate = 335,91 X 12 



4 030,92 DM 

zusammen 


5 055,92 DM 

Für 20 Fälle == 20 X 5055,92 

= 

101 118,40 DM 

Dazu Nebenkosten (Trennungsentschädigung, Familien- 
heimfahrten usw.) für 80®/o der Fälle in Höhe von mo- 
natlich 400 DM ergibt = 400 DM X 12 X 18 

= 

86 400,— DM 

insgesamt Mehrkosten für das Jahr 1971 

= 

187518,— DM 

Im Jahre 1972 entstehen Mehrkosten für 

Förderung im 1. Jahr 

= 

187 518,— DM 

Förderung im 2. Jahr 


187518,— DM 

insgesamt Mehrkosten für das Jahr 1972 

= 

375 036,— DM 

Im Jahre 1973 entstehen Mehrkosten für 

Förderung im 1. Jahr 


187 518,— DM 

Förderung im 2. Jahr 

= 

187 518,— DM 

Förderung im 3. Jahr 

= 

187 518,— DM 

insgesamt Mehrkosten für das Jahr 1973 

= 

562 554,— DM 


Für die folgenden Jahre ab 1974 fallen Mehrkosten etwa in Höhe der für das 
Jahr 1973 ermittelten Kosten von rd. 563 000 DM an. 

16. Zu Artikel 1 Nr. 13 — Änderung des § 41 

Das neu eingeführte Sterbegeld für Eltern wird nach der bisherigen Erfahrung 
jährlich für etwa 100 Eltern zu gewähren sein, mithin 

100 X 3000,— DM =- 300 000,— DM 

Für die Jahre 1972 bis 1974 ist mit einer Steigerung der Mehrkosten nicht zu 
rechnen. 

17. Zu Artikel 1 Nr. 14 — Ergänzung des § 44 Abs. 2 

Mehrkosten entstehen nicht. 

18. Zu Artikel 1 Nr. 15 — Ergänzung des § 45 Abs. 1 Nr. 3 

Mehrkosten entstehen nicht. 

19. Zu Artikel 1 Nr. 16 — Änderung des § 62 

a) Mehrkosten durch Änderung des § 62 Abs. 2 

Von den im Jahre 1971 voraussichtlich ausscheidenden 15 000 Soldaten auf Zeit 
(SaZ 2 bis 15) werden erfahrungsgemäß etwa 60 v. H. nach Beendigung des 
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Dienstverhältnisses einen Wohnsitz Wechsel vornehmen. Von der sich danach er- 
gebenden Zahl von 9000 Fällen sind die nach bisherigem Recht Anspmchsbe- 
rechtigten, von denen etwa 500 einen Umzug durchgeführt haben, abzuziehen. 
Danach verbleiben für die Berechnung der Mehrkosten rd. 8500 Fälle. 

Berechnung; 

8500 X 2000 DM (Erfahrungssatz pro Umzug = 17 000 000— DM 

zuzüglich der auf Grund der Änderung, zustehenden Miet- 
entschädigung, die etwa von 20 v. H. der Gesamtzahl 
(8500 + 500 = 9000) in Anspruch genommen wird = 

1800 X 300 DM (Erfahrungssatz) = 540 000,— DM 


insgesamt — 17 540 000, — DM 

b) Mehrkosten durch Änderung des § 62 Abs. 3 

Es entstehen Mehrkosten durch die Erweiterung des Personenkreises (Anhebung 
der Altersgrenze) und Einbeziehung der Mietentschädigung. Bisher wurden bei 
etwa 7 V. H. der Ausscheidungsfälle Umzüge abgerechnet. Von den im Jahre 1971 
voraussichtlich ausscheidenden 2472 Berufssoldaten werden schätzungsweise 
3 V. H. zusätzlich umziehen. 

Berechnung: 

75 Fälle X 2000 DM (Erfahrungssatz pro Umzug) = 150 000, — DM 

zuzüglich der auf Grund der Änderung zustehenden Miet- 
entschädigung, die etwa von 20 v. H. . der insgesamt an- 
fallenden Umzüge (10 v, H. von 2472 Ausscheidensfällen) 
in Anspruch genommen wird. 

20 V. H. von 247 X 300 DM (Erfahrungssatz) == 14 700, — DM 


Gesamtkosten: 

Summe a) 

Summe b) 

Mehrkosten für das Jahr 1971 


insgesamt = 164 700, — DM 

= 17 540 000,— DM 

= 164 700,— DM 

= 17 704 700,— DM 


Durch die höheren Ausscheidungsquoten bei den Soldaten auf Zeit in den 
Jahren 1972 bis 1974 werden die jährlichen Mehrkosten in den Jahren 1972 bis 
1974 um rd. 5 Millionen DM ansteigen. 

20. Zu Artikel 1 Nr. 17 — Ergänzung des § 63 

Die Mehrkosten können auch nicht annähernd geschätzt werden. Bis heute haben 
19 Soldaten durch den Untergang des iSchul-U-Bootes „U-Hai" ihr Leben ver- 
loren. Bei den Helm- und Schwimmtauchern ereigneten sich bisher 18 Taucher- 
unfälle, davon 1 Unfall tödlich. 

21. Zu Artikel 1 Nr. 18 — Änderung des § 66 

Mehrkosten können nicht annähernd geschätzt werden. Es handelt sich jedoch 
nur um vereinzelte Fälle. 

22. Zu Artikel 1 Nr. 19 — Änderung des § 70 Abs. 2 

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen wird geschätzt, daß etwa 55 v. H. der 
Berufssoldaten der Bundeswehr, die bereits in der ehemaligen Wehrmacht Wehr- 
dienst geleistet haben, zum begünstigten Personenkreis gehören. Durch die vor- 
gesehene Änderung würden die Ruhegehälter durchschnittlich um 2 v. H. er- 
höht werden. 
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Für die Feststellung der entstehenden Mehrkosten werden als Mittelwerte für 
die Gruppe der Offiziere die Bezüge eines Majors, 

der Feldwebel die Bezüge eines Hauptfeldwebels zu Grunde gelegt. Danach 
ergibt sich folgende Berechnung: 

a) Major, verheiratet, 1 Kind, ruhegehaltfähige Dienst- 
bezüge (Grundgehalt BesGr A 13/Endstufe, Ortszu- 
schlag Ortsklasse A) 2 380,60 DM 

durchschnittlicher monatlicher Mehraufwand 2 v. H. 

hiervon 47,61 DM 


jährlich 571,32 DM 

Erhöhung der Sonderzuwendung (V 2 von 47,61 DM) = 23,80 DM 

zusammen 595,12 DM 

b) Hauptfeldwebel; verheiratet, 1 Kind, ruhegehalt- 
fähige Dienstbezüge (Grundgehalt BesGr A 8/Endstufe, 

Ortszuschlag Ortsklasse A) 1 445,70 DM 

durchschnittlicher monatlicher Mehraufwand 2 v. H. 

hiervon 28,91 DM 


jährlich 

Erhöhung der Sonderzuwendung (V2 von 28,91 DM) = 
zusammen 


346,92 DM 
14,45 DM 
361,37 DM 


Nach dem am 31. Dezember 1970 voraussichtlich vorhandenen Bestand an Ver- 
sorgungsempfängern (Ruhegehalt und Witwengeld) ergeben sich folgende Mehr- 
kosten pro Jahr: 

Offiziere 4227 Fälle, davon 55 v. H. = 2325 X 595,12 DM 1 383 654,— DM 

Feldwebel 8812 Fälle, davon 55 v. H. = 4847 X 361,37 DM 1 751 560,— DM 


Summe 


3 135 214,— DM 


Für die im Jahre 1971 voraussichtlich eintretenden neuen Versorgungsfälle er- 
gibt sich folgende Berechnung: 

Offiziere 1192, davon 55 v. H. = 656 X 595,12 DM 390 399,— DM 

Feldwebel 1280, davon 55 v. H. = 704 X 361,37 DM 254 404,— DM 

Summe 644 803, — DM 

3 135 214,— DM 

3 780 017,— DM 


zuzüglich vorhandene Versorgungsempfänger 
Insgesamt Mehrkosten für das Jahr 1971 


Für die folgenden Jähre werden Mehrkosten in der bis- 
herigen Höhe von rund 

zuzüglich der Mehrkosten für die jährlich hinzukommen- 
den Ausscheidensfälle, die etwa gleich hoch wie im 
Jahre 1971 sein werden, anfallen 

das ergibt für 1972 

1972 insgesamt 

für das Jahr 1973 zuzüglich 

1973 insgsamt 

für das Jahr 1974 zuzüglich 

1974 insgesamt 


3 800 000,— DM 


645 000,— DM 
4 445 000,— DM 


645 000,— DM 
5 090 000,— DM 


645 000,— DM 
5 735 000,— DM 
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23. Zu Artikel 1 Nr. 20 — Änderung des § 73 

In den vorhandenen Fällen werden z. Z. jährlich 121 000 DM Einkommen der 
Versorgungsberechtigten angerechnet, davon 78 000 DM aus der Verwendung im 
öffentlichen Dienst. Nach der Änderung dürfte sich durch die Anwendung der 
Ruhensvorschriften des § 53 SVG schätzungsweise ein Ruhensbetrag von etwa 
30 000 DM ergeben, so daß die jährlichen Mehraufwendungen rd. 90 000 DM be- 
tragen werden. In dieser Höhe werden Mehrkosten auch in den Jahren bis 1974 
anfallen. 

24. Zu Artikel 1 Nr. 21 — Änderung des § 74 

Mehrkosten entstehen nicht. 

25. Zu Artikel 1 Nr. 22 — Ergänzung des § 79 a 

Die entstehenden Mehrkosten können nur annähernd geschätzt werden, weil die 
Zahl der an der Verbesserung partizipierenden Soldaten nur an Hand bisheriger 
Erfahrungen ermittelt werden kann. Voraussichtlich Ist mit Mehrkosten in fol- 
gender Höhe zu rechnen: 

Z 12/15, die bei Behörden Verwendung finden, die nicht vom Stellenvorbehalt 
erfaßt werden 

1970 etwa 45 

1971 etwa 75 zusammen 120 Fälle 

monatlicher Unterschiedsbetrag bei der Ruhensregelung 
480 DM 

d. s. für 12 Monate 5760 DM X 120 = 692 000,— DM 

mithin Mehrkosten 1971 692 000, — DM 

1972 (80 Fälle) 5760 DM X 80 

zuzüglich Summe aus 1971 (2. Jahr des Bezugs von über 
gangsgebührnissen) 

mithin Mehrkosten 1972 

1973 (60 Fälle) 5760 DM X 60 

zuzüglich Summe aus 1972 (2. und 3. Jahr des Bezugs von 
Übergangsgebührnissen) 

mithin Mehrkosten 1973 

Für 1974 und die folgenden Jahre werden die Mehrkosten die für 1973 ermit- 
telte Höhe nicht übersteigen. 

26. Zu Artikel 1 Nr. 23 bis 26 — Änderung der §§ 80 bis 81 a 

Mehrkosten entstehen nicht. 

27. Zu Artikel 1 Nr. 27 — Änderung des § 83 Abs. 2 

Mehrkosten entstehen nicht. 

28. Zu Artikel 1 Nr. 29 — Änderung des § 85 

Mehrkosten entstehen nicht. 


= 346 000,— DM 

1 153 000,— DM 
1 499 000,— DM 


= 461 000,— DM 

692 000,— DM 
1 153 000,— DM 
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29. Zu Artikel 1 Nr. 30 — Änderung des § 86 

Die Mehrkosten können auch nicht annähernd geschätzt werden; sie werden 
jedoch unerheblich sein. 


30. Zu Artikel 1 Nr. 31 bis 33 Artikel 2 § 1 und Artikel 3 § 4 — Änderung 
der §§ 86 bis 88 und 95 Abs. 2 

Mehrkosten entstehen nicht. 


31. Zu Artikel 2 — § 2 

Die Mehrkosten können auch nicht annähernd geschätzt werden. Es wird sich 
jedoch nur um wenige Fälle handeln, so daß Mehrkosten nur in geringer Höhe 
anfallen können. 


32. Zu Artikel 3 — § 1 Abs. 1 

Das den Offizieren auf Zeit eingeräumte Wahlrecht wird Mehrkosten nicht ver- 
ursachen. Dagegen können sich Einsparungen dann ergeben, wenn im Einzel- 
fall der Mehrbetrag der Übergangsbeihilfe geringer ist als die sonst für die Be- 
rufsförderung aufzuwendenden Kosten. Die Höhe der Einsparungen kann jedoch 
nicht, auch nicht annähernd geschätzt werden; sie werden jedoch ggf, gering- 
fügig sein. 


33. Zu Artikel 3 — § 1 Abs. 2 

Die Zahl der unter die genannten Übergangsregelungen fallenden Offiziere auf 
Zeit kann wegen der nicht vorhersehbaren persönlichen Entscheidung nicht ge- 
schätzt werden. Soweit Mehrkosten entstehen, werden sie geringfügig sein. 


34. Zu Artikel 3 — § 2 

Siehe unter Nummer 8 


35. Zu Artikel 3 — § 3 

Von dieser Vorschrift werden nur wenige Personen betroffen. Die Kosten können 
nicht annähernd geschätzt werden. Sie sind jedoch mit Sicherheit unbedeutend. 
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Zusammenstellung 


Lfd. Nr. 

Einsparungen 

DM 

Mehrkosten 

DM 

Hauptgruppe des 
Gruppierungsplanes 

1 



4 732 000,— 

5 

3 

— 

130 000,— 

5 

7 

3 501 000,— 

— 

4 

8 

— 

13 479 000,— 

4 

9 

— 

568 000,— 

4 

12 

— 

5 690 000,— 

4 

13 

— 

18 013 000,— 

4 

15 

— 

188 000,— 

5 

16 

— 

300 000,— 

4 

19 


17 700 000,— 

4 

22 

— 

3 780 000,— 

4 

23 

— 

90 000,— 

4 

25 

— 

692 000,— 

4 

Insgesamt: 

i 

3 501 000,— 

65 362 000,— 

X 3 501 000,— 

61 861 000,— 



Für die Jahre 1972 bis 1974 werden die entstehenden Mehrkosten voraussichtlich 
betragen: 

1972 — Hauptgruppe 4 = 49 700 000, — DM 
— Hauptgruppe 5 = 6 400 000, — DM 

Summe = 56 100 000, — DM 


1973 — Hauptgruppe 4 = 49 500 000, — DM 
— Hauptgruppe 5 = 7 000 000, — DM 

Summe = 56 500 000, — DM 


1974 — Hauptgruppe 4 = 51 000 000, — DM 
— Hauptgruppe 5 = 7 000 000, — DM 

Summe = 58 000 000, — DM 


Die Mehrkosten sind in der mehrjährigen Finanzplanung nicht enthalten. Sie 
werden aber durch Umschichtung innerhalb des Plafonds des Einzelplans 14 ge- 
deckt. 
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Anlage 1 

zur Kostendarstellung — Artikel 1 Nr. 6 
Buchstaben a und c 


Dienst- 

zeit 

Dienstgrad, Lebenalter 
und Familienstand 

Letzte 

Dienst- 

bezüge 

DM 

Übergangsbeihilfe 

nach 

§ 12 Abs. 6 1 § 12 Abs. 2 

das . . fache = DM | das . . fache — DM 

je 

Versor- 

gungsfall 

DM 

Einsparung 

insgesamt 

DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Z 4 

Leutnant, 24 Jahre, 







ledig 

1 047,60 

9fach 9 428,40 

7fach 7 333,20 

2 095,20 

(X589) 1 234 072,80 

Z 5 

Leutnant, 25 Jahre, 







ledig 

1 083,20 

lOfach 10 832,— 

7fach 7 582,40 

3 249,60 

(X 91) '295 713,60 

Z 6 

Oberleutnant, 







26 Jahre, verheiratet, 







keine Kinder 

1 253,70 

11 fach 13 790,70 

7fach 8 775,90 

5 014,80 

(X133) 666 968,40 

Z 7 

Oberleutnant, 







27 Jahre, verheiratet, 







keine Kinder 

1 297,90 

12fach 15 574,80 

7fach 9 085,30 

6 489,50 

(X 17) 110 321,50 

Z 8 

Hauptmann, 







28 J ahre, verheiratet. 







1 Kind 

1 539,— 

13fach 20 007,— 

11 fach 16 929,— 

3 078,— 

(XlOl) 310 878,— 

Z 9 

Hauptmann, 







29 J ahre, verheiratet, 







1 Kind 

1 584,30 

14fach 22 180,20 

llfach 17 427,30 

4 752,90 

(X 11) 52 281,90 

Z 10 

Hauptmann, 







30 J ahre, verheiratet, 







1 Kind 

1 584,30 

15fach 23 764,50 

llfach 17 427,30 

6 337,20 

(X 56) 354 883,20 

Z 11 

Hauptmann, 







31 Jahre, verheiratet. 







1 Kind 

1 629,60 

16fach 26 073,60 

llfach 17 925,60 

8 148,— 

(X 3) 24 444,— 

Z 12 

Hauptmann, 






und 

32 Jahre, verheiratet. 






mehr 

2 Kinder 

1 726,60 

17fach 29 352,20 

14fach 24 172,40 

5 179,80 

(X 87) 450 642,60 







3 500 206,— 
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Anlage 2 

zur Kostendarstellung — Artikel 1 Nr. 10 


Darstellung der Mehrkosten zu § 38 SVG 


Dienstgrad 

Be- 

soldungs- 

gruppe 

Dienst- 

bezüge 

DM 

(Bes. Merk- 
male: verh., 

1 Kind 
Ortsklasse 
„S" Endstufe 
der jeweili- 
gen BesGrp) 

Das 

7V2fache 

der 

Dienst- 

bezüge 

DM 

Höchst- 

betrag 

DM 

Anzahl 
für das 
Jahr 1971 

Ausgleich 
— § 38 
insgesamt 

DM 

General bis Stabsfeldwebel .... 

B 10 
bis 

A 9 

Uber 

1 600,— 

Uber 

12 000,— 

12 000,— 

1 255 

15 060 000,— 

Hauptfeldwebel 

A 8 

1514,70 

11 360,25 

— 

1 115 

12 666 678,75 

Oberfeldwebel/Feldwebel 

A 7 

1 388,40 

10 413,— 

— 

102 

1 062 126,— 

Nach dem z. Z. geltendem Recht erhalten alle wege: 
reichens der Altersgrenze ausscheidenden Soldaten ( 
einmaligen Ausgleich in Höhe des 7V2fachen der le 
Dienstbezüge, jedoch nicht über DM 8 000, — . Die hi 
entstehenden Aufwendungen sind von den festgest( 
Kosten abzusetzen: 

n Er- Gesamt: 2 472 

einen 

tzten 

erfür ^ X DM 8 000,— 

28 788 804,75 

19 776 000,— 

eilten 

Verbleibende Mehrkosten: 

9 012 804,75 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 1 Nr. 9 (§ 26 Abs. 2) 

Nummer 9 ist zu streichen.^ 

Begründung 

Bereits nach geltendem Recht ist für Berufssolda- 
ten, die vor dem 56. Lebensjahr — nämlich mit 
52 Jahren — wegen Überschreitens der für ihren 
Dienstgrad festgesetzten Altersgrenze in den 
Ruhestand versetzt werden, ©ine Verbesserung 
der Ruhegehaltsskala in der Weise vorgesehen, 
daß sie drei Jahre früher das Höchstgehalt er- 
reichen. Eine weitere Verbesserung dieser Rege- 
lung, wie sie der Entwurf vorsieht, ist mit Rück- 
sicht auf das dadurch eintretende Mißverhältnis 
zur Versorgung von dienstunfähigen Beamten 
und Soldaten, die mit 52 Jahren infolge Berufs- 
unfähigkeit in den Ruhestand treten, nicht ge- 
rechtfertigt. Zu berücksichtigen ist dabei noch, 
daß der 52jährige Berufssoldat, der wegen Er- 
reichens der für ihn maßgeblichen Altersgrenze 
in den Ruhestand versetzt wird, zusätzlich einen 
einmaligen Ausgleich in Höhe des Siebenein- 
halbfachen der Dienstbezüge des letzten Monats, 
jedoch nicht mehr als 12 000 Deutsche Mark, er- 
hält. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 38) 

a) In Nummer 10 ist in § 38 Satz 2 der 2. Halb- 
satz zu streichen. 

Begründung 

Eine Dynamisierung in Teilbereichen des 
Versorgungs rechts ist wegen der hiermit ver- 
bundenen Gefahr von Ausweitungen abzu- 
lehnen. 

'b) Der Bundesrat erwartet, daß ihm die Bundes- 
regierung alsbald den Entwurf eines Gesetzes 
vorlegt, das eine der vorgeschlagenen Neu- 
fassung des § 38 SVG entsprechende Ände- 
rung des § 103 BRRG enthält und zur gleichen 
Zeit wie die Änderung des § 38 SVG in Kraft 
tritt. Es erscheint nicht gerechtfertigt, die 
Polizeibeamten des Bundes und der Länder in 
dieser Frage schlechter als die Berufssoldaten 
zu behandeln. Ein vom Bundesminister des 
Innern vorbereiteter Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Bundespolizei- 
beamtengesetzes, der auch die Erhöhung des 
Ausgleichs auf 12 000 DM für den Landes- 
bereich (durch Änderung des § 103 BRRG) 
zuläßt, ist — soweit bekannt — von der Bun- 
desregierung noch nicht verabschiedet. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe b (§ 41) 

In dem vorgesehenen neuen Absatz 2 ist Satz 1 
durch folgende Sätze zu ersetzen; 

„Stirbt ein wehrpflichtiger Soldat während des 
Wehrdienstverhältnisses an den Folgen einer 
Wehrdienstbeschädigung, so ist ein Sterbegeld 
in Höhe von dreitausend Deutschen Mark zu 
zahlen. Anspruchsberechtigt sind in nachstehen- 
der Rangfolge der Ehegatte, die Kinder, die El- 
tern, die Stiefeltern, wenn sie mit dem Verstor- 
benen zur Zeit des Todes in häuslicher Gemein- 
schaft gelebt haben." 

Begründung 

Nach geltendem Recht erhalten nur Hinterblie- 
bene eines Soldaten auf Zeit Sterbegeld. Wenn 
nunmehr den Eltern usw. eines ledigen Wehr- 
pflichtigen beim Tode desselben durch Wehr- 
dienstbeschädigung ein Sterbegeld zuerkannt 
werden soll, muß dies mit noch größerer Berech- 
tigung für die Ehefrau und die Kinder eines ver- 
heirateten Werhrpflichtigen vorgesehen werden. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 19 (§ 70 Abs. 2) 

Nummer 19 ist zu streichen. 

Be g r ü n d u n g 

Die vorgesehene Verbesserung der Anrechnung 
amtloser Zeiten als ruhegehaltfähige Dienstzei- 
ten kann aus Gründen der Gleichbehandlung 
nicht ohne Auswirkungen auf das gesamte Be- 
amtenversorgungsrecht bleiben. Die Verbesse- 
rung würde jedenfalls, wie bereits der Entwurf 
der 2. Novelle zum Bundespolizeibeamtengesetz 
in Artikel 1 § 1 Nr. 14 gezeigt hat, vergleich- 
bare Beamtengruppen veranlassen, die entspre- 
chende Anrechnung solcher amtloser Zeiten zu 
fordern. Das aber würde die in § 35 Abs. 3 G 131 
getroffene fundamentale Regelung über die An- 
rechnung solcher Zeiten, die in entsprechender 
Form in allen Beamtengesetzen Eingang gefun- 
den hat (z. B. § 92 Abs. 1 Beamtenrechtsrahmen- 
gesetz, § 181 Abs. 3 Bundesbeamtengesetz, § 236 
Abs. 2 Niedersächsisches Beamtengesetz), in 
Frage stellen. 

Abgesehen davon dürfte für eine Verbesserung 
der Anrechnung amtloser Zeiten für Berufssol- 
daten heute kein praktisches Bedürfnis mehr be- 
stehen, Die Vorschrift des § 70 Abs. 2 des Sol- 
datenversorgungsgesetzes ist seinerzeit aufge- 
nommen worden, um den besonderen Schwierig- 
keiten beim Aufbau der Bundeswehr Rechnung 
zu tragen. Damit sollten Angehörige der ehe- 
maligen Wehrmacht als Berufssoldaten gewon- 
nen werden. 
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5. Zu Artikel 1 Nr. 25 (§ 81 Abs. 3) 

In § 81 Abs. 3 Nr. 4 sind hinter dem Wort 
„Dienststelle" das Semikolon durch ein Komma 
zu ersetzen und der nachfolgende Halbsatz zu 
streichen und 

als neue Nummer 4 a ist einzufügen: 

„4 a. das Zurücklegen des Weges von und nach 
der ständigen Familienwohnung, wenn der 
Beschädigte wegen ideren Entfernung vom 
Dienstort an diesem oder in dessen Nähe 
eine Unterkunft hat,". 

Begründung 

Das Bundessazialge rieht hat in mehreren Urtei- 
len zur Frage des Versorgungsschutzes bei Fa- 
milienheimfahrten entschieden, daß für einen 
Soldaten stets ein Versorgungsschutz für den 
Weg vom Dienstort zum räumlich entfernten 
Wohnort und zur Familienwohnung besteht. Da- 
bei ist es nicht erforderlich, daß der Weg in 
unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang mit dem 
Dienst steht. Der wegen der Dienstausübung von 
seiner Familie getrennt lebende Soldat soll bei 
den Fahrten zur Familienwohnung gerade des- 
halb versorgungsrechtlich geschützt werden, weil 
er durch die räumliche Trennung zu diesen Fahr- 
ten gezwungen ist. Ein solcher Zwang kann aber 
nicht nur unmittelbar nach Beendigung einer 
Dienstverrichtung bestehen, sondern sich aus 
irgendwelchen Gründen auch zu einem anderen, 
vom Ende des Dienstes unabhängigen Zeitpunkt 
ergeben. Daher muß der Versorgungsschutz sinn- 
voll für jede Familienheimfahrt bestehen, unab- 
hängig davon, zu welcher Zeit sie begonnen 
wird. 

Dieser Auffassung des Bundessozialgerichts soll- 
te auch redaktionell in der Weise Rechnung ge- 


tragen werden, daß die Familienheimfahrten als 
selbständiger Tatbestand in § 81 Abs. 3 genannt 
werden. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 25 (§ 81 Abs. 4) 

In § 81 Abs. 4 Satz 2 sind die Worte „mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung" sowie der zweite Halbsatz zu streichen. 

Begründung 

Die in § 81 Abs. 4 Satz 2 vorgesehene Bindung 
der zuständigen Landesbehörde an die Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung stellt eine unzulässige Mischverwaltung 
dar. Es bedarf einer solchen Bindung auch nicht, 
da die notwendige Mitwirkung des zuständigen 
Bundesministers durch allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften und dessen Weisungsrecht nach Ar- 
tikel 85 GG sichergestellt werden kann. 

7. Zu Artikel 2 § 2 Nr. 1 (§ 35) 

Der vorgesehene neue Absatz 7 ist wie folgt zu 
fassen: 

„(7) Stirbt ein Dienstpflichtiger während des 
Dienstverhältnisses an den Folgen einer Ersatz- 
dienstbeschädigung, so ist ein Sterbegeld in Höhe 
von dreitausend Deutschen Mark zu zahlen. An- 
spruchsberechtigt sind in nachstehender Reihen- 
folge der Ehegatte, die Kinder, die Eltern, die 
Stiefeltern, wenn sie mit dem Verstorbenen zur 
Zeit des Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben." 

Begründung 

Vgl. Begründung zu dem Änderungsvorschlag 
unter 3. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Antrag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Versorgung der Berufssoldaten ist grundsätz- 
lich entsprechend den Vorschriften des übrigen 
öffentlichen Dienstrechts gestaltet. Abweichungen 
finden sich nur dort, wo die Besonderheiten des 
Wehrdienstverhältnisses, insbesondere die andere 
Altersgrenzenregelung, es erfordern. Die Bundes- 
regierung hat sich mit ihrem Vorschlag zur Ände- 
rung des § 26 Abs. 2 SVG an diesen Grundsatz 
gehalten. Sie berücksichtigt dabei die Erfahrungen 
der Praxis, die gezeigt haben, daß viele Soldaten 
erst nach Vollendung des 20. Lebensjahres in die 
Bundeswehr eintreten, und z. Z. 65 v. H. der Berufs- 
soldaten das Höchstruhegehalt nicht erreichen. Die 
vorgeschlagene Neuregelung bedeutet, daß der 
Soldat künftig bis zur Vollendung des 23. Lebens- 
jahres in die Bundeswehr eintreten kann, ohne daß 
die Möglichkeit, das Höchstruhegehalt zu erreichen, 
beeinträchtigt wird. Diese Lösung ersdieint der 
Bundesregierung vertretbar, zumal dadurch keine 
zwingenden Rückwirkungen auf das übrige Dienst- 
recht — mit Ausnahme im Bereich des Bundes- 
grenzschutzes — eintreten können. 


Zu 2. a) 

Dem Antrag wird zugestimmt. 


Zu 2. b) 

Die Bundesregierung wird in Kürze den Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
polizeibeamtengesetzes vorlegen. 


Zu 3. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Einführung des Sterbegeldes ist bewußt auf die 
Eltern wehrpflichtiger Soldaten beschränkt worden; 
denn die übrigen Hinterbliebenen eines Soldaten, 
der während des Wehrdienstverhältnisses an den 
Folgen einer Wehrdienstbeschädigung verstirbt, er- 
halten eine laufende Versorgung. Demgegenüber 
erhalten Eltern in diesen Fällen im allgemeinen 


keine Versorgungsleistungen, weil sie die nach dem 
BVG erforderlichen Voraussetzungen (§ 50 BVG) 
nicht erfüllen. 


Zu 4. 

Dem Antrag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung vermag sich der Begründung, 
daß § 70 Abs. 2 SVG seinerzeit zur Gewinnung von 
Reservisten der Bundeswehr eingeführt worden sei 
und heute keine praktische Bedeutung mehr habe, 
nicht anzuschließen. Eine erhebliche Anzahl der 
Reservisten der ehemaligen Wehrmacht erreicht 
nur einen relativ niedrigen Ruhegehaltsatz. Die An- 
hebung der anrechenbaren Übergangszeit von einem 
Drittel auf die Hälfte soll dem betroffenen Person- 
nenkreis entsprechend dem Grundgedanken der Vor- 
schrift eine angemessene Versorgung sichern. 

Die Bundesregierung ist außerdem der Auffassung, 
daß diese Änderung keine Auswirkungen auf den 
übrigen öffentlichen Dienst haben wird, da es dort 
— mit Ausnahme im Bereich des Bundesgrenz- 
schutzes — an der Vergleichbarkeit der Verhältnisse 
fehlt. Im Gegensatz zu anderen öffentlich-rechtlichen 
Bediensteten hatten Soldaten erst 1956/57 die Mög- 
lichkeit, in ein Wehrdienstverhältnis einzutreten. 


Zu 5. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung ist bereit, dem Anliegen des 
Bundesrates dadurch Rechnung zu tragen, daß zu- 
nächst durch Erlaß wie auch durch Änderung der 
Verwaltungsvorschriften sichergestellt wird, daß im 
Rahmen des § 81 des Soldatenversorgungsgesetzes 
entsprechend der jüngeren Rechtsprechung des Bun- 
dessozialgerichts ein enger zeitlicher Zusammenhang 
einer Familienheimfahrt mit dem Dienstbeginn und 
dem Dienstende nicht mehr gefordert wird. Eine 
gesetzliche Regelung im Soldatenversorgungsgesetz 
hält die Bundesregierung für entbehrlidi; sie wird 
die Frage der Äusgestaltung des Versorgungs- 
schutzes bei Familienheimfahrten allgemein im Zu- 
sammenhang mit anderen Gesetzen, die einen glei- 
chen oder ähnlichen Wortlaut aufweisen (z. B. § 27 
Abs. 3 Satz 2 SVG, § 135 Abs. 2 Satz 2 BBG, § 4 
Abs. 1 Satz 2 BVG, § 550 Satz 2 RVO), überprüfen. 
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Zu 6. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Vorschrift räumt der Verwaltung die Möglich- 
keit ein, im Rahmen des Ermessens einzelnen Perso- 
nen wegen vereinzelt vorkommender Gesundheits- 
störungen Versorgung zu gewähren. Die notwendige 
einheitliche Durchführung dieser Ermessensvor- 
schrift im Bundesgebiet wird nur durch die vorge- 
sehene Regelung gewährleistet. Sie ist deshalb auch 
aus diesem Grunde erforderlich. Außerdem wird die 
entsprechend dem geltenden Recht (§ 81 a SVG, § 1 
Abs. 1 BGG) vorgesehene Einschaltung des zuständi- 
gen Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
im Hinblick auf die finanzielle Verantwortung des 
Bundes für die Ausgaben der Beschädigtenversor- 


gung für zulässig und unbedingt notwendig erachtet. 
Der zuständige Bundesminister muß, um der parla- 
mentarischen und haushaltsrechtlichen Verantwor- 
tung für die wirlschaftiiche und zweckmäßige Ver- 
waltung der Haushaltsmittel gemäß Artikel 65 
Satz 2 und Artikel 110 GG gerecht werden zu kön- 
nen, befugt sein, auf die ordnungsmäßige Verwal- 
tung dieser Mittel (vgl. Bundeshaushaltsordnung) 
Einfluß zu nehmen. 


Zu 7. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Begründung zu 3. gilt entsprechend. 
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